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Einleitung
Charlottenburg-Wilmersdorf ist sozial so gespalten wie kein anderer Bezirk. Unser Bezirk 
verzeichnet in Berlin die größten Vermögensunterschiede: Während am Ku‘damm oder im 
Grunewald die Millionär:innen in teuren Eigentumswohnungen oder Villen leben, wächst in 
Charlottenburg-Nord jedes zweite Kind in Armut auf.

Die Bahnhofsmission am Zoo platzt aus allen Nähten und nur 150 Meter Luftlinie entfernt 
residieren Gäste des Nobel-Hotels Waldorf Astoria für tausende Euro pro Nacht. In der 
Wilmersdorfer Straße steht das Karstadt-Gebäude seit Jahren leer und soll nun umgebaut 
werden für noch mehr Büroflächen und Luxuswohnungen, während ein paar Meter weiter 
am Stuttgarter Platz Menschen unter der Brücke leben müssen und im Winter frieren.

Für immer mehr Menschen ist unser Bezirk wegen der hohen Mieten einfach nicht mehr 
bezahlbar.  Der  Bezirk  macht  zu  wenig  gegen  kriminelle  Vermieter,  illegale 
Ferienwohnungen und spekulativen Leerstand!

Das wollen wir gemeinsam mit Euch ändern!

Wir kämpfen für einen Bezirk, in dem die Miete bezahlbar ist, in dem die Kneipe oder der  
Bäcker um die Ecke nicht schließen müssen. Wir bauen soziale Angebote aus, damit alle  
Menschen - egal ob jung oder alt, ob alleinerziehend oder arbeitslos, ob alteingesessene 
oder  neue  Berliner:innen  -  die  Unterstützung  bekommen,  die  sie  brauchen. 
Wir stärken Gemeinschaft in Zeiten der zunehmenden Vereinsamung.

Wir haben den politischen Willen, uns mit der Immobilienwirtschaft anzulegen. Wir werden 
hart  gegen  kriminelle  Vermieter  durchgreifen,  in  kommunalen  Wohnungen  die  Mieten 
deckeln  und  Deutsche  Wohnen,  Vonovia  &  Co  enteignen. 
Wir  helfen  auch  direkt: durch  Mieter:innenversammlungen  bei  Mieterhöhungen  und 
Heizkostenexplosion sowie unsere wöchentlichen Sozialsprechstunden.

Wir  verhindern die  Bebauung weiterer  Kleingärten oder  Grünflächen,  sorgen für  mehr 
Verkehrsberuhigung und mehr Sport- und Erholungsflächen in den Kiezen.  Wir  wollen 
sichere  Fußwege  und  geschützte  Radwege,  damit  alle  sicher  und  entspannt  ihr  Ziel 
erreichen.

Rassismus, Queerfeindlichkeit und Antisemitismus haben in unserem Bezirk keinen Platz. 
Wir  finanzieren  feste  Anlaufstellen  und  Projekte  gegen  die  Diskriminierung  von 
Minderheiten. Charlottenburg-Wilmersdorf bleibt solidarisch und vielfältig.

Wir wollen Politik anders machen: Die Kürzungen des Berliner Senats treffen viele soziale 
Träger und Kulturorte im Bezirk hart. Wir kämpfen weiter gegen die unsoziale Sparpolitik, 
helfen aber auch ganz konkret. Wir haben in den letzten Jahren regelmäßig an Vereine und 
gemeinnützige Organisationen im Bezirk gespendet. Um das zu verstetigen, werden wir für 
die nächsten fünf Jahre einen Solidarfonds aus Einkünften unserer Bezirksverordneten 
einrichten, mit dem soziale, kulturelle und nachbarschaftliche Projekte finanziell unterstützt 
werden.
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1. Mieten und Wohnen
Wir alle  verdienen ein sicheres und bezahlbares Zuhause –  egal,  welchen Pass oder 
welchen Job wir haben, ob Auszubildender oder Rentnerin. Doch die Realität von Millionen 
Menschen  in  Berlin  sieht  ganz  anders  aus:  vorgetäuschte  Eigenbedarfskündigungen, 
steigende Mieten und Nebenkosten, schlechte Instandhaltung,  Verdrängung aus dem 
geliebten Kiez. In keinem anderen Bezirk sind die Angebotsmieten höher als bei uns in 
Charlottenburg-Wilmersdorf. 

Der  Grund:  Vermieter  wie  Vonovia,  Deutsche  Wohnen  und  Briefkastenfirmen  aus 
Luxemburg machen ungebremst Profite mit der Miete! Und die Bundesregierung sowie 
der Berliner Senat schauen seit Jahren zu. In Berlin machen Kai Wegner und seine CDU 
Politik gegen alle, die zur Miete wohnen: durch Untätigkeit bei der Verfolgung illegal hoher 
Mieten, mangelnde Bereitstellung von Sozialwohnungen für die breite Bevölkerung und 
ein  Ignorieren  des  Volksentscheids  zur  Vergesellschaftung  börsennotierter 
Wohnungskonzerne. Doch das Problem sitzt auch im Bezirksamt. Der Bezirk unternimmt 
selbst viel zu wenig gegen kriminelle Vermieter, illegale Ferienwohnungen und Leerstand. 
Für immer mehr von uns ist unser Bezirk wegen der hohen Mieten einfach nicht mehr 
bezahlbar. 

Die gute Nachricht: Ein anderes Berlin ist möglich. Wir Mieter:innen sind viele: 85 Prozent 
der Menschen in unserem Bezirk wohnen zur Miete. Wir als Die Linke haben uns in den 
letzten  Jahren  im  Bezirk  mit  Mieterinitiativen  vor  Ort  gemeinsam  organisiert  und 
erfolgreich  illegale  Mieterhöhungen  abgewehrt  und  Druck  wegen  mangelnder 
Instandhaltung  gemacht.  Deswegen  können  wir  aus  Erfahrung  sagen:  Wenn  wir 
zusammen stehen und kämpfen, können wir echte Veränderung schaffen. Dazu braucht 
es aber auch endlich den politischen Willen, sich mit Vermietern anzulegen: 

Hartes Durchgreifen gegen kriminelle Vermieter, in kommunalen Wohnungen die Mieten 
deckeln und Deutsche Wohnen, Vonovia & Co enteignen.

Hohe Mieten bekämpfen
Wenn  Mieten  deutlich  über  dem  gesetzlichen  Mietspiegel  liegen,  weil  Vermieter  den 
angespannten Wohnungsmarkt zur Abzocke ausnutzen, liegt sogenannter Mietwucher vor. 
Im November 2024 hat Die Linke einen Mietwucher-Check gestartet: Mehr als 100.000 
Haushalte  haben  diesen  allein  in  Berlin  genutzt.  Dabei  kam heraus:  Zwei  Drittel  aller 
überprüften Mieten sind illegal hoch. Auch bei uns im Bezirk liegen hunderte Fälle wegen 
Mietwucherverdachts den Behörden vor –  doch es passiert  fast  nichts.  In  der letzten 
Wahlperiode haben wir hartnäckig mehr Personal für die Bearbeitung der Mietwucherfälle 
gefordert; nur eine halbe Stelle wurde letztendlich genehmigt.

Wir geben der Verfolgung von Mietwucher eine Top-Priorität. Das zuständige Amt ist völlig 
unterbesetzt,  deshalb  stellen  wir  als  Sofortmaßnahme  berlinweit  100  Personalstellen 
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bereit, die illegale Mieten ahnden und Bußgelder gegen kriminelle Vermieter verhängen. Zu 
viel gezahlte Miete erhalten die Mieter:innen zurück, ohne einen Gerichtsprozess selber 
führen zu müssen. Immer, wenn Mieter:innen einen Zuschuss zur Miete (z. B. Wohngeld) 
erhalten, soll das Bezirksamt die zulässige Höhe der Miete prüfen, soweit diese in einem 
auffälligen Missverhältnis zur Leistung des Vermieters steht. Wohngeld ist nicht dafür da, 
illegal  hohe  Mieten  aus  Steuergeld  zu  zahlen  und  damit  Profite  der  Vermieter  zu 
finanzieren! Zudem wollen wir eine öffentliche und kostenlose Mietpreisprüfstelle im Bezirk 
dauerhaft einrichten.

Auch  möbliertes  Wohnen  auf  Zeit ist  in  den  letzten  Jahren  immer  weiter  auf  dem 
Vormarsch. Durch den Möblierungszuschlag und die Befristung als Ausnahme von der 
Mietpreisbremse  verlangen  Vermieter  deutlich  überteuerte  Mieten.  Wir  werden  dafür 
sorgen, dass möbliertes Wohnen auf Zeit  in allen Milieuschutzgebieten im Bezirk sofort 
untersagt wird und die Wohnungen anschließend bezahlbar vermietet werden. Außerhalb 
von Milieuschutzgebieten wollen wir alle planungsrechtlichen Möglichkeiten nutzen, um im 
Neubau  als  auch  im  Bestand  die  Vermietung  von  möblierten  Wohnungen  auf  Zeit 
auszuschließen. Die  Mietpreisprüfstelle  soll  die  Mieter:innen  auch  zu  diesen  Themen 
beraten.

Zu hohe Mieten belasten alle Berliner:innen,  doch die migrantischen Mieter:innen sind 
kriminellen Vermietern besonders ausgeliefert, da sie oft die Rechtslage nicht kennen und 
wegen  Diskriminierung  auf  dem  Wohnungsmarkt  zu  besonders  unvorteilhaften 
Mietverhältnissen gedrängt  werden.  Das Bezirksamt  muss bei  jedem Amtsgang (z.  B. 
Anmeldung  der  Wohnung)  Infomaterial  zu  den  wichtigsten  Mieter:innenrechten  und 
Hilfeangeboten  in  verschiedenen  Sprachen anbieten;  auch  die  Beratungsangebote 
müssen in verschiedenen Sprachen angeboten werden.

Milieuschutz ausweiten, Verdrängung verhindern
Milieuschutz ist das wichtigste bezirkliche Instrument zum Schutz von Mieter:innen vor 
Verdrängung aus ihren Kiezen. Luxussanierungen, Abrisse von Wohngebäuden und die 
zunehmende Kurzzeitvermietung von möblierten Wohnungen können dadurch verhindert 
werden. Auf Druck der Linken wurden seit 2016 erstmalig Milieuschutzgebiete in vielen 
Kiezen ausgewiesen. Seit 2023 wurde unter der Führung von CDU und Grünen kein neues 
Milieuschutzgebiet  eingerichtet.  Dadurch  wurden  viele  Mieter:innen  im  Bezirk, 
insbesondere in Wilmersdorf, nicht geschützt.
Wir wollen Milieuschutz im Bezirk deutlich ausweiten und auch konsequent durchsetzen. In 
den  nächsten  fünf  Jahren  werden  wir  überall,  wo  es  rechtlich  möglich  ist,  neue 
Milieuschutzgebiete  ausweisen,  insbesondere  rund  um  die  Schloßstraße  und  den 
Amtsgerichtsplatz sowie in Wilmersdorf. Für die bereits bestehende Gebiete wollen wir den 
Schutz verlängern. Unser Ziel für alle Gebiete: keine Kurzzeitvermietung von möblierten 
Wohnungen, keine Abrisse von intakten Wohngebäuden und keine Umwandlung von Miet- 
in Eigentumswohnungen. Wir setzen uns für den Schutz von Mieter:innen vor Verdrängung 
durch Immobilienspekulation ein. Dazu gehört auch, dass das Bezirksamt die gesetzlichen 
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Möglichkeiten nutzt, sein bezirkliches Vorkaufsrecht auszuüben. Für solche Fälle wird für 
Mieter:innen eine Ansprechperson in der Verwaltung benannt. Generell braucht es mehr 
finanzielle  Mittel  und  Personal zur  besseren  Einführung  und  Durchsetzung  des 
Milieuschutzes sowie für  die regelmäßige Information und Beratung aller  Mieter:innen. 
Zudem soll der Milieuschutzbeirat erhalten bleiben.

Neubau nur sozial
Nicht  jeder  Neubau  hilft!  Es  werden  zu  wenige  Sozialwohnungen  und  bezahlbarer 
Wohnraum  für  die  breite  Bevölkerung  gebaut.  Es  mangelt  akut  an  städtischen  und 
genossenschaftlichen  Wohnungen  im  Bezirk.  Insbesondere  wohnungslose  Menschen, 
Studierende,  Azubis  und  Geflüchtete  können  sich  nicht  am  Wohnungsmarkt  in 
Charlottenburg-Wilmersdorf versorgen. Zudem hat unser Bezirk von allen Bezirken die 
meisten Eigenbedarfskündigungen. Vor allem für ältere Menschen ist es wichtig, in ihrem 
gewohnten Wohnumfeld bleiben zu können,  aber  das ist  mit  kleiner  Rente bei  hohen 
Angebotsmieten in unserem Bezirk nahezu unmöglich.
Die Sozialwohnungsquoten bei neuen Bauvorhaben müssen deutlich erhöht werden. Der 
Bezirk muss sich dafür einsetzen, dass das kooperative Baulandmodell auf Landesebene 
reformiert wird, um bei Bebauungsplänen eine Quote von 60 % (statt bisher 30 %) der 
Wohnfläche mit Mietpreis- und Belegungsbindung verbindlich festzulegen. Alternativ soll 
der private Investor 50 % der Flächen an das Land Berlin verkaufen können, damit dieses 
dauerhaft  bezahlbaren  Wohnraum  bauen  kann. Dadurch  ermöglichen  wir  die 
Rückgewinnung von Boden in die öffentliche Hand.
Bei Wohnbauvorhaben ohne Bebauungsplan wird das Neuköllner Modell angewandt, um 
auch bei Lückenschließungen den Bau von Sozialwohnungen verbindlich zu vereinbaren. 
Darüber hinaus werden alle vorhandenen planungsrechtlichen Möglichkeiten genutzt, um 
bei Wohnungsbau Sozialwohnungsquoten zu vereinbaren.
Um an kommunale Flächen für bezahlbaren Wohnungsbau zu gelangen, wird der Bezirk alle 
rechtlich möglichen Arten des kommunalen Vorkaufsrechts - insbesondere für unbebaute 
Grundstücke - nutzen.
Den  sogenannten  Bau-Turbo der  Bundesregierung  lehnen  wir  grundsätzlich  ab,  weil 
demokratische Planungsverfahren und die Umweltprüfung ausgehebelt werden. Sollte es 
im Einzelfall doch sinnvoll sein, dieses Instrument für Wohnungsbau anzuwenden, dann nur 
unter  verbindlicher Vorgabe einer 60%igen Sozialwohnungsquote oder alternativ eines 
öffentlichen  Erwerbs  von  50  %  der  Flächen.  Das  Bezirksamt  wird  die  demokratische 
Beteiligung der Stadtgesellschaft auch beim Bau-Turbo gewährleisten.
Landeseigene Unternehmen und Genossenschaften müssen als  gemeinwohlorientierte 
Wohnungsunternehmen auch in Charlottenburg-Wilmersdorf in die Lage versetzt werden, 
neuen,  leistbaren  Wohnraum  für  die  breite  Bevölkerung  zu  schaffen.  Landeseigene 
Unternehmen  sollen  auf  Bauflächen  in  öffentlicher  Hand  100  %  mietpreis-  und 
belegungsgebundenen  Neubau realisieren.  Wir  wollen  den  Zugang  zu  landeseigenen 
Grundstücken  verbessern  und  Flächen  an  Genossenschaften  und  für 
gemeinwohlorientierten Wohnungsbau per Erbpacht zu Bedingungen vergeben, die sich 
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am Ertrag ausrichten, der sich mit preisgünstigen bzw. mietpreisgebundenen Wohnungen 
erzielen lässt.
Bei jedem Bebauungsplan wird geprüft, ob die Schaffung von Wohnraum für Studierende, 
Auszubildende und Senior:innen realisierbar ist und gegebenenfalls für mindestens eine 
dieser Bevölkerungsgruppen verbindlich festgesetzt. Das Bezirksamt setzt sich gegenüber 
der TU und der UdK dafür ein, dass nicht genutzte Potenziale für studentischen Wohnraum 
auf dem Campus baurechtlich ermöglicht werden. Neben Neubau wird auch der innovative 
Umbau  untergenutzter  Universitätsgebäude  geprüft  und  mit  der  Beantragung  von 
Bundesfördermitteln verknüpft.
Es gilt der Grundsatz: Umbau vor Neubau. Um mehr Wohnungen im Gebäudebestand zu 
schaffen, sollen ungenutzte Büroflächen zu Wohnraum umgewandelt werden. Dafür soll 
der  Bezirk  die  planungsrechtlichen  Voraussetzungen  schaffen  und  Eigentümer  von 
geeigneten Büroflächen aktiv ansprechen.

Zweckentfremdung verfolgen
Unser Bezirk braucht jede bezahlbare Wohnung. Trotzdem werden tausende Wohnungen 
als illegale Ferienwohnungen angeboten, stehen teilweise Jahre lang leer oder Wohnhäuser 
mit  preisgünstigen  Mieten  werden  zugunsten  von  Luxuswohnungen  abgerissen.  Das 
Bezirksamt  wendet  die  ihm  zur  Verfügung  stehenden  rechtlichen  Instrumente  nicht 
konsequent an, im Gegenteil ist Charlottenburg-Wilmersdorf bei Abrissen sogar berlinweit 
ganz vorn. 

Wir wollen das Geschäft mit illegalen Ferienwohnungen beenden und setzen uns in Berlin 
für ein umfassendes Verbot von Ferienwohnungen in Wohnhäusern ein. Mit Hilfe digitaler 
Tools soll es den Behörden einfacher gemacht werden, illegale Angebote auf Webseiten 
wie AirBnB automatisch zu finden, das Geschäft zu unterbinden und den Wohnraum wieder 
Berliner:innen zur Verfügung zu stellen.

Leerstand muss aktuell von Nachbar:innen gemeldet und jeder Fall einzeln geprüft werden. 
Wir  verlangen  eine  automatische  Erfassung  des  Leerstands mit  Hilfe  der 
„Stromzählermethode“  und  die  konsequente  Ahndung  der  Zweckentfremdung  durch 
Leerstand. Jahrelang leerstehende Geisterhäuser müssen endlich instandgesetzt werden. 
Dafür wollen wir die Ersatzvornahme (d. h. der Bezirk übernimmt die Sanierung und stellt 
es dem Eigentümer in Rechnung) und die Einsetzung von Treuhändern vereinfachen.

Berlin  braucht  einen  gesetzlichen  Abrissstopp.  Abriss  und  Neubau  sind  nicht  nur 
klimaschädlich,  sondern  es  werden  häufig  günstige  Mietverhältnisse  zugunsten  von 
Luxuswohnungen beendet; eine Sanierung der Gebäuden ist fast immer vorzuziehen. Wir 
wollen  durch  Verschärfung  der  Bauordnung  und  des  Zweckentfremdungsverbots  auf 
Landesebene erreichen, dass Abrisse von Wohnraum nur noch in eng definierten sozial und 
ökologisch begründeten Ausnahmefällen möglich sind.  In  solchen Fällen müssen beim 
Ersatzneubau   mindestens  50  Prozent  der  Wohnungen  zu  sozialverträglichen  Mieten 
vermietet werden.
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Zwangsräumungen verhindern
Jedes Jahr verlieren tausende Menschen ihr Zuhause durch Eigenbedarfskündigungen und 
Zwangsräumungen. Wir wollen den Kündigungsschutz stärken und Mieter:innen vor Willkür 
schützen.  Wir  unterstützen  Mieter:innen  bei  Nachzahlungen,  um  Kündigungen  wegen 
Zahlungsverzug  zu  verhindern.  Räumungsklagen  sollen  künftig  persönlich  durch 
Justizbeamte zugestellt werden, damit Mieter:innen rechtzeitig und zweifelsfrei informiert 
sind und über Hilfsangebote in Kenntnis gesetzt werden. Amtshilfe für Zwangsräumungen 
soll auf das Nötigste beschränkt werden – die Bezirke dürfen nicht länger gezwungen sein, 
an der Vertreibung ihrer  eigenen Einwohner:innen mitzuwirken.  Wir  wollen die Soziale 
Wohnhilfe im Bezirksamt spürbar verstärken.

Zugang zu Wohngeld und Sozialwohnungen verbessern
Viele Berliner:innen können mit ihren Einkommen die steigenden Mietpreise nicht mehr 
leisten. Wir wollen den Zugang zu Leistungen wie Wohngeld beschleunigen. Wer aktuell 
einen Wohngeldantrag stellt,  der  wartet  auch bei  uns im Bezirk  mehrere  Wochen bis 
Monate  auf  das  Ergebnis.  Um  die  Bearbeitungszeit  zu  verkürzen,  wollen  wir  die 
Bearbeitung effizienter gestalten, eine Entbürokratisierung des Antragsverfahrens prüfen 
und die Wohngeldstelle prioritär mit mehr Personal ausstatten.

Ein Wohnberechtigungsschein (WBS) berechtigt zum Einzug in eine geförderte Wohnung 
mit  einer  festgelegten  Höchstmiete.  Auch  hier  verlangen  wir  eine  Verkürzung  der 
Bearbeitungszeit: Wir verlangen eine 2-Wochen-Garantie für den Erhalt des WBS, wenn 
alle Unterlagen vollständig eingereicht wurden. Bei konkreten Wohnungsangeboten, die 
nur mit WBS angemietet werden können, soll innerhalb von 48 Stunden ein Notfall-Sofort-
WBS ausgestellt werden können.

Wir  wollen  mit  dem  Sicher-Wohnen-Gesetz eine  berlinweite  Sozialwohnungsquote 
einführen. Alle Vermieter im Bezirk, die mindestens 50 Wohneinheiten besitzen, sollen 
künftig  mindestens  jede dritte  freiwerdende Wohnung an  WBS-Berechtigte  Haushalte 
vergeben.

Hilfe für Mieter:innen
Bei mangelnder Instandhaltung oder gar systematischer Vernachlässigung darf der Bezirk 
nicht weggucken. Seit Jahren sind viele Menschen bei uns im Bezirk in ihren Wohnungen 
täglich  Gesundheitsgefahren  wie  Schimmel,  Legionellen  und  Asbest  ausgesetzt. 
Insbesondere Mieter:innen von Vonovia, der Adler Group und der Gewobag sind betroffen. 
Wir wollen die bezirkliche Wohnungs- und Bauaufsicht durch neue Personalstellen spürbar 
aufstocken und handlungsfähiger machen. Überall dort, wo unzumutbare Zustände sind, 
sollen diese Behörden ggf. mit dem Gesundheitsamt konsequent die Mängelbeseitigung 
anordnen,  Zwangsgelder  verhängen  und  bei  Verweigerung  des  Vermieters  per 
Ersatzvornahme selbst den Mangel beseitigen. Bei baulichen Mängeln des Gebäudes wird 
gegenüber dem Vermieter das gesetzliche Instandsetzungsgebot angewendet.
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Wir wollen das bestehende Angebot an kostenfreien Mietrechtsberatungen bewerben und 
bekannt machen. Wer kein Geld für die Mitgliedschaft in einem Mieterverein hat, soll das 
vom Land Berlin bezahlt bekommen, damit alle ihre Rechte einklagen können.

Kommunal bezahlbar wohnen
Die landeseigenen Wohnungsunternehmen sind der  wichtigste Schlüssel  für  dauerhaft 
bezahlbares Wohnen in Berlin. Wir werden auf Landesebene einen Mietendeckel für die 
kommunalen Wohnungen durchsetzen. 

Die Landesunternehmen sollen weiterhin Wohnungsbestände ankaufen, um den Anteil des 
gemeinwohlorientierten Wohnraums in unserem Bezirk auszuweiten. Insbesondere soll der 
Ankauf der Wohnungsbestände der Adler Group in der  Angerburger Allee aufgrund der 
besonders schlechten Zustände bei einer Verkaufsabsicht sofort erfolgen.

Schöner Wohnen in Großwohnsiedlungen
Während am Ku‘damm die  Millionär:innen in  ihren teuren Eigentumswohnungen leben, 
wächst in der Paul-Hertz-Siedlung in Charlottenburg-Nord jedes zweite Kind in Armut 
auf. Wir wollen die Großwohnsiedlungen bei uns im Bezirk, wie die Angerburger Allee oder 
die Paul-Hertz-Siedlung, gezielt in den Blick nehmen und das Leben vor Ort verbessern. Es 
kann  und  darf  nicht  sein,  dass  dort viele  Menschen  unter  einem  vernachlässigten 
Wohnumfeld,  Vermüllung,  schlechter  Beleuchtung,  fehlenden  nachbarschaftlichen 
Treffpunkten und mangelhafter Versorgung mit sozialen Infrastrukturen leiden. Wir wollen 
die Großsiedlungen lebenswerter machen – sozial, sauber und sicher.

Wir  wollen,  dass  die  Landesunternehmen  mehr  in  ihre  Großwohnsiedlungen  und  das 
Wohnumfeld  vor  Ort  investieren.  Mit  dem  berlinweiten  Aktionsprogramm  „Schöner 
Wohnen im Quartier“ wollen wir die kommunalen Wohnungsbestände sanieren, ohne dass 
die  Mieten  steigen.  Die  Kommunikation  mit  Mieter:innen  und  die  Beseitigung  von 
Wohnmängeln müssen verlässlich und schnell sein. Dazu müssen die Stellen für neue, fest 
angestellte Hausmeister:innen geschaffen werden. Aufenthalts-, Spiel- und Grünflächen 
sollen aufgewertet werden, Beleuchtung verlässlich ausgebaut und repariert werden.

Sicher Wohnen für Alle
Wir wollen, dass sich das Bezirksamt bei Bauprojekten gezielt für Wohnraum für besondere 
Bedarfsgruppen wie  alleinerziehende  Frauen,  queere  Menschen,  Menschen  mit 
Behinderung,  Geflüchtete,  Studierende,  Auszubildende  und  Senior:innen  einsetzt.  Wir 
wollen Diskriminierung bei der Wohnraumvergabe konsequent bekämpfen. Im Bezirksamt 
soll im Wohnungsamt eine Ansprechperson für Betroffene von Diskriminierung auf dem 
Wohnungsmarkt eingerichtet werden.

Berlin  hinkt  bei  der  Versorgungsquote  mit  Wohnheimplätzen  für Studierende dem 
bundesweiten  Durchschnitt  hinterher.  In  Charlottenburg-Wilmersdorf  gibt  es  zehn 
öffentliche  Studierendenwohnheime,  alle  mit  Wartefristen  von  über  18  Monaten.  Wir 
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verlangen einen deutlichen Ausbau von geförderten Wohnheimplätzen im Bezirk und die 
zügige Sanierung der Bestandsgebäude.

Berlin wird älter und viele Senior:innen sind von steigenden Mieten besonders belastet; sie 
stellen  56  %  der  Wohngeldempfänger:innen  in  Berlin  dar.  Außerdem  haben  Ältere 
besondere Bedürfnisse, etwa die Barrierefreiheit der Wohnung und die Nähe des sozialen 
Umfeldes  und  ggf.  der  pflegenden  Angehörigen.  Wir  wollen  im  Bezirk  in  allen 
Großwohnsiedlungen Einsamkeitsbeauftragte schaffen, die ältere Mieter:innen zu Hause 
besuchen und seniorengerechte Aktivitäten für die Nachbarschaft organisieren.

Deutsche Wohnen & Co enteignen
Im September 2021 haben 59,1 Prozent der Berliner:innen dem Volksentscheid “Deutsche 
Wohnen & Co enteignen” ihre Zustimmung gegeben. Auch in Charlottenburg-Wilmersdorf 
sind große Wohnungsbestände von börsennotierten Konzernen wie Vonovia, Deutsche 
Wohnen und Adler. Hier sind besonders häufig der schlechte Erhaltungszustand, falsche 
Heiz- und Nebenkostenabrechnungen sowie überhöhte Mieten ein Thema. Wir wollen in 
Berlin den Volksentscheid endlich umsetzen und Konzerne, die in Berlin mehr als 3.000 
Wohnungen besitzen, in öffentliche Hand überführen. Damit sorgen wir dafür, dass auch 
im Bezirk die Mieten für zehntausende Wohnungen dauerhaft bezahlbar bleiben und die 
Wohnqualität wieder steigt.
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2.Nachhaltige Stadtentwicklung und Wirtschaft
Der Ausverkauf der Stadt geht in Charlottenburg-Wilmersdorf  weiter. Planungen gehen 
zu häufig an den Bedürfnissen der Menschen im Bezirk vorbei.  Nachverdichtungen gehen 
nicht selten zulasten von Grün- und Freiräumen und verschlechtern die Lebensqualität  
und Gesundheit  der  Menschen  in  den  schon dicht  bebauten  Kiezen.  Die  Schließung 
beliebter  Nahversorgungsorte  wie  Karstadt und  Rogacki  haben  die  Attraktivität  der 
Wilmersdorfer Straße weiter verschlechtert. Auch kleine Traditionsgeschäfte und Kneipen 
sind von Verdrängung durch hohe Mieten bedroht.

Unsere Vision ist ein Bezirk, der den Menschen gehört und nicht den Investoren. Wir 
stellen die Menschen und ihre Bedürfnisse in den Mittelpunkt. Wir wollen einen Bezirk 
ohne neue Bürotürme und Wolkenkratzer, in dem nicht mit Boden spekuliert wird. Ein 
Bezirk ohne Verdrängung und Abriss, sondern mit Sanierung, Umbau und Nutzung des 
Bestands. Ein Bezirk der kurzen Wege, mit Wohnen und Arbeiten, Nahversorgung und 
öffentlicher sozialer Infrastruktur im Kiez. Mit ausreichend Grün- und Freiflächen, gerecht 
verteilt und für alle Berliner:innen wohnortnah erreichbar.

Gemeinsam Stadt entwickeln
Stadtentwicklung wird in unserem Bezirk oft ohne ernsthafte und breite Beteiligung der 
Menschen durchgeführt. Viele Bürger:innen erfahren von Veränderungen häufig erst, wenn 
es zu spät ist und die Pläne weit fortgeschritten sind oder Bauvorhaben bereits umgesetzt 
werden. 

Offen und für alle, nicht hinter verschlossenen Türen, frühzeitig und ergebnisoffen - so 
möchten wir gemeinsam mit den Menschen im Bezirk den sozial-ökologischen Stadtumbau 
gestalten. Wir nehmen Initiativen und engagierte Nachbar:innen ernst in ihren Anliegen und 
entwerfen gemeinsam mit ihnen Konzepte für eine kooperative Stadtentwicklung. 

Wir  wollen,  dass  vor  dem  Beginn  jedes  Bebauungsplanverfahrens  ein  umfassendes 
Beteiligungsverfahren  durchgeführt  wird,  um  über  Ziele  und  Grundzüge  der  Planung 
ergebnisoffen  mit  den  Menschen  vor  Ort  zu  diskutieren.  Die  Beteiligung  soll 
Veranstaltungen  vor  Ort,  Informationen  in  mehreren  Sprachen  für  die  betroffenen 
Haushalte und Online-Befragungen umfassen.

Wir  fordern,  dass  bei  allen  Planungen des  Bezirksamtes  die  bezirklichen  sowie  die 
Landesleitlinien  zur  Beteiligung   konsequent  angewandt  werden.  Statt  „Dienst  nach 
Vorschrift“ fordern wir Mut zu partizipativen Planungsansätzen. Bei kleineren Bauvorhaben 
ohne Planungsverfahren muss mindestens die frühzeitige Information der Nachbarschaft 
sichergestellt  werden. Der  aufsuchende  Ansatz wird  gestärkt,  um  auch  Gruppen  zu 
erreichen, die sich nicht an herkömmlichen Beteiligungsformaten zu erreichen.
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Städte wurden in den letzten Jahrzehnten von Männern für Männer geplant. Wir setzen uns 
für eine inklusive Stadt ein, die sich an den Bedürfnissen aller Menschen orientiert. Daher 
soll es einen verbindlichen Check für eine gender-, alters- und kindergerechte Planung 
geben.

Wir  fördern  Reallabore  für  zivilgesellschaftliche  Stadtentwicklung und  wollen  auch in 
unserem Bezirk einen solchen Ort etablieren.

Nachverdichtung behutsam und mit Maß
Die Nachverdichtung von Wohnquartieren darf nicht zulasten von Grün- und Freiräumen 
erfolgen. Insbesondere die Bebauung grüner Innenhöfe zulasten der Lebensqualität und 
Gesundheit der Bewohner:innen lehnen wir ab. 
Auf  versiegelten  und  ungenutzten  Flächen  (zum  Beispiel  durch  das  Schließen  von 
Baulücken, die Überbauung von eingeschossigen Lebensmittelmärkten oder Parkplätzen) 
ist Nachverdichtung jedoch sinnvoll und sollte zur Schaffung von Wohnraum gefördert 
werden. Auch  die  Aufstockung von  Bestandsgebäuden  ist  grundsätzlich  wichtig,  da 
Wohnraum  ohne  zusätzliche  Flächeninspruchnahme  geschaffen  wird.  Die  mit  der 
Nachverdichtung verbundene Befreiungspraxis vom geltenden Planungsrecht sehen wir 
kritisch  und  setzen  uns  für  eine  stärkere  demokratische  Kontrolle  und  verbindliche 
Vorgaben ein.

Neue Stadtquartiere integriert planen
Zu häufig werden in Berlin neue Stadtquartiere entwickelt, ohne dass der Wohnungsneubau 
mit  den  notwendigen  sozialen  und  grünen  Infrastrukturen  sowie  einer  guten 
Verkehrsanbindung einhergeht.
Neue Stadtquartiere wie der Stadteingang West müssen  städtebaulich integriert, unter 
Berücksichtigung  verschiedener  Bedarfe  wie  Wohnen,  Arbeiten,  Nahversorgung, 
Arztpraxen, Schulen und Kitas, Jugendclubs, gut angebundener Nahverkehr sowie Grün- 
und Erholungsflächen, geplant werden. Dabei soll sich am Modell der 15-Minuten-Stadt, in 
der alle wichtigen Bedarfe per Fuß oder Fahrrad gedeckt werden können, orientiert werden. 
Neue Stadtquartiere werden flächensparend und möglichst in ökologischer Bauweise (z. 
B.  Holz  als  Baustoff  und zirkuläres  Bauen)  geplant. Wir  wollen  außerdem,  dass  neue 
Stadtquartiere autoarm geplant und ÖPNV-Anbindungen hergestellt werden, bevor neue 
Wohngebiete  fertiggestellt  werden  (Mobility  first).  Jedes  Stadtquartier  muss  mit 
Gemeinschaftsräumen für die Bewohner:innen ausgestattet sein.
Auch in bestehenden Quartieren wollen wir  mit  der Bereichsentwicklungsplanung und 
Integrierten Stadtentwicklungs- und sozialen Infrastrukturkonzepten, die die Bedarfe der 
Menschen im Bezirk  erheben und verbindlicher  Ausgangspunkt  für  weitere Planungen 
werden,  den  integrierten  Planungsansatz stärken.  Vorhaben,  die  diesen  bezirklichen 
Planungszielen widersprechen, lehnen wir ab.
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Planung in den Bezirken lassen
Die  Planungshoheit  des  Bezirkes  wird  viel  zu  häufig  vom  Senat  missachtet,  indem 
Bebauungspläne  gegen  den  Willen  des  Bezirkes  an  sich  gezogen  werden,  um 
Investorenprojekte in der City West zu ermöglichen.  Wir lehnen es ab, dass der Senat 
Bauvorhaben  gegen  den  Willen  des  Bezirkes  durchdrückt und  setzen  uns  für 
demokratische Planungsverfahren mit den Menschen vor Ort ein.

Hochhäuser und Büros streng regulieren
Kai Wegners Vision einer „markanten Skyline“ für Berlin teilen wir nicht, da aufgrund der 
hohen Baukosten in Hochhäusern meist kein bezahlbarer Wohnraum entstehen kann und 
sich Hochhäuser nur an wenigen Standorten städtebaulich in das Umfeld einfügen. 
Die Planung von Hochhäusern für weitere Büros oder Luxuswohnungen lehnen wir ab. 
Hochhausplanungen in der City West zwischen Zoo, Breitscheidplatz und Ku’damm sehen 
wir kritisch und setzen uns stattdessen für eine behutsame Entwicklung aus dem Bestand 
heraus  ein.  Den  Plänen,  das  Karstadt-Gebäude  am  Ku’damm  abzureißen  und  durch 
Hochhäuser zu ersetzen, erteilen wir eine klare Absage. Wir kämpfen für den Erhalt des 
dortigen Warenhausstandortes und setzen uns für eine behutsame Weiterentwicklung des 
Gebäudes gemeinsam mit den Beschäftigtem ein. Auch den irrsinnigen Investorentraum 
eines 200-Meter-Hochhauses in der Nähe des Funkturms lehnen wir entschieden ab.
Sollten sich  doch Flächen für  Hochhäuser  eignen,  haben wir  soziale  und ökologische 
Anforderungen an die Planung. Statt noch mehr Büroflächen und Luxuswohnungen müssen 
auch  Hochhäuser  einen sozialen  und  kulturellen  Mehrwert  für  die  Menschen  durch 
Sozialwohnungen sowie andere soziale und kulturelle Infrastrukturen schaffen.
In Berlin stehen viele Büros leer und werden nicht genutzt.. Um Büroflächen zugunsten von 
Wohnraum umnutzen zu können,  soll  zügig das Planungsrecht  geändert  werden.  Den 
neuen Bau von Büros braucht es dagegen nicht, daher setzen wir uns für ein bezirkliches 
Büromoratorium ein.  In  neuen  Bebauungsplänen  sollen  Büronutzungen  möglichst 
ausgeschlossen werden.

ICC für alle
Das  ICC  ist  ein  ikonisches  Bauwerk  der  City  West,  das  nach  über  einem  Jahrzehnt 
Schließung dringend saniert und wieder für die Menschen geöffnet werden muss. Wir 
fordern,  dass  das  ICC  neben  kommerziellen  Nutzungen  ein  sozialer  und  kultureller 
Begegnungsort für die Menschen im Bezirk wird. Der Bezirk ist in die Planungen des Landes 
aktiv einzubeziehen.

Städtebauförderung nutzen
Der Bezirk kann die Herausforderungen des sozial-ökologischen Stadtumbaus aus eigenen 
Haushaltsmitteln  nicht  bewältigen.  In  den  letzten  Jahren  wurden  schon  erfolgreich 
Bundesprogramme für Stadtentwicklungsprojekte genutzt. 
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Wir fordern, dass Bundesprogramme der  Städtebauförderung, das Sondervermögen für 
Infrastruktur und Klimaneutralität und weitere externe Fördermöglichkeiten konsequent 
ausgeschöpft  werden.  Es  muss  sichergestellt  werden,  dass  die  Verwaltung  personell 
entsprechend ausgestattet ist und Know-how erhalten bleibt.

Mehrfachnutzungen ermöglichen
Die 75 Schulen im Bezirk, und deren Schulhöfe und Sportplätze, werden an über 180 Tagen 
im Jahr aufgrund von Feiertagen, Wochenenden und Ferien nicht genutzt und stellen daher 
ein  erhebliches  Flächenpotential  für  eine  Mehrfachnutzung  dar. Wir  wollen 
Mehrfachnutzungen von bezirklichen Liegenschaften durch die Nachbarschaft (z. B. durch 
Öffnung an Wochenenden und in den Ferien) ermöglichen und diese Flächen entsprechend 
umgestalten.

Kostenlose Toiletten für alle
Wir setzen uns für kostenlose, barrierefreie und gendergerechte Toiletten flächendeckend 
im Bezirk ein. Überall dort, wo neue Grün-, Sport und Freizeitflächen entstehen, ist die 
Errichtung von kostenfreien Toiletten in  die  Planungen einzubeziehen.  Im öffentlichen 
Raum sollen öffentliche Toiletten vermehrt errichtet werden.

Wilmersdorfer Straße zukunftsfähig machen
Die  Wilmersdorfer  Straße  ist  unattraktiv  für  viele  Menschen  und  hat  eine  geringe 
Aufenthaltsqualität. Die Schließung des Karstadts ohne die von uns geforderte kulturelle 
Zwischennutzung hat zum zunehmenden Bedeutungsverlust beigetragen.
Unsere  Zentren  müssen  Stadtraum  für  alle  sein  und  brauchen  eine  hohe 
Aufenthaltsqualität. Die Wilmersdorfer Straße muss so schnell wie möglich mit Mitteln der 
Städtebauförderung  klimagerecht umgebaut  werden. Neben Einzelhandel sind  soziale, 
kulturelle  und  sportliche  Angebote erforderlich,  um  eine  funktionierende 
Nutzungsmischung  herzustellen.  Bei  den  Umgestaltungsmaßnahmen  sind  die 
Nachbarschaftsinitiative vom Karl-August-Kiez und die lokalen Gewerbetreibenden aktiv 
zu beteiligen.

Kleingewerbe schützen
Zu einem bunten Kiezleben gehören auch die inhabergeführten Geschäfte, Buchläden, 
Handwerksbetriebe, Cafés und die Kneipe um die Ecke. Nur so behält Charlottenburg-
Wilmersdorf seine Nahversorgung, seinen einzigartigen Charme und viele Menschen ihren 
Arbeitsplatz.  Wir  wollen,  dass  Genehmigungen für  Gewerbe  und  Gastronomie  (z.B. 
Schanklizenz und Außengastronomie) schneller erteilt und die Erreichbarkeit der Behörden 
für  Gewerbetreibende  verbessert  werden.  Da  Berlin  schon  jetzt  ein  Überangebot  an 
Shopping-Centern aufweist, die zu einer Verdrängung von Kleingewerbe führen, setzen wir 
uns  dafür  ein,  dass  im Bezirk  keine  neuen  Shopping-Center genehmigt  werden.  Das 
Zentren- und Einzelhandelskonzept des Bezirkes soll fortgeschrieben und insbesondere an 
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den Bedürfnissen der kleinen und mittleren Gewerbetreibenden orientiert werden. Um den 
steigenden Gewerbemieten, die auch für soziale und kulturelle Nutzungen regelmäßig zum 
Existenzproblem  werden,  etwas  entgegenzusetzen,  soll  mit  den  landeseigenen 
Wohnungsunternehmen eine Vereinbarung zugunsten kleiner und mittlerer Gewerbe in 
deren Gebäuden getroffen werden. 

Wochenmärkte erhalten
Wochenmärkte dienen nicht nur der Nahversorgung im Wohnumfeld, sondern sind auch 
Orte des Austauschs von Nachbar:innen und bieten oft ein ökologisch wertvolles Angebot 
mit Produkten aus der Region. Wir setzen uns deshalb dafür ein, dass alle Wochenmärkte 
im Bezirk dauerhaft erhalten werden und in öffentlicher Hand bleiben. Bei finanziellen 
Schwierigkeiten  muss  das  Bezirksamt  frühzeitig  aktiv  werden  und  mit  den 
Marktbetreiber:innen das Gespräch suchen.

Tourismus kiezverträglich gestalten
Unser Bezirk Charlottenburg-Wilmersdorf mit seinen zahlreichen Sehenswürdigkeiten ist 
beliebtes Ziel  von Besucher:innen aus der ganzen Welt.  Neue Hotels verbauen immer 
knapper werdende Flächen und sind gleichzeitig zu wenig ausgelastet. Ferienwohnungen 
in Wohngebieten haben ein hohes Konfliktpotenzial.
Damit Tourismus auch in der Zukunft eine hohe Akzeptanz bei den Bewohner:innen unseres 
Bezirks erreicht, wollen wir ihn stärker steuern. Wir sprechen uns deshalb dafür aus, dass 
keine  zusätzlichen  Hotelbetten bei  uns  im  Bezirk  genehmigt  werden.  Illegale 
Ferienwohnungen  müssen  konsequent  geahndet  werden.  Das  Stadtmarketing  soll 
eingestellt und das dafür eingesetzte Geld besser in soziale Infrastruktur oder kulturelle 
Einrichtungen investiert werden.



18

3.Mobilität für alle
Unser Bezirk ist immer noch autogerecht gestaltet, der Ausbau nachhaltiger Mobilität geht 
nur  schleppend  voran  und  wird  nicht  nur  durch  den  schwarz-roten  Senat,  sondern 
stellenweise auch durch CDU und Grüne bei uns im Bezirk blockiert. Es fehlen nicht nur 
sichere Rad- und Fußwege, es gibt auch kaum Flächen zur Erholung vom Stadtlärm oder 
für  Begegnungen  der  Nachbarschaft.  Kindern  und  Jugendlichen  fehlen  Sport-  und 
Freizeitflächen in den Kiezen.

Insbesondere einkommensschwache Haushalte, die statistisch betrachtet überwiegend 
an Hauptverkehrsstraßen und in schlecht isolierten Gebäuden leben, sind stark durch 
negative  Umweltfaktoren  wie  fehlende  Grünflächen,  Lärm  und  Luftverschmutzung  in 
ihrem Wohnumfeld belastet. Häufig ist die Folge eine geringere Lebenserwartung.

Wenn  der  Autoverkehr  vermindert  wird,  dann  verbessert  das  vor  allem  die 
Lebenssituation der Menschen, die besonders unter Lärm und schlechter Luftqualität 
leiden. Wir wollen gezielt nachhaltige Mobilitätsangebote flächendeckend stärken und 
den  privater  Autoverkehr  reduzieren.  Mobilität  und  Gesundheit  dürfen  nicht  vom 
Geldbeutel abhängen, die vermeintliche Freiheit von Autofahrenden darf nicht auf Kosten 
der Mehrheit gehen. Es ist absurd, dass ein Auto im Schnitt 23 Stunden am Tag parkt und 
den öffentlichen Raum blockiert. Am Ende gewinnen wir durch die freiwerdenden Flächen, 
wie  zum Beispiel  durch die  Umnutzung von Parkplätzen,  mehr  Raum für  nachhaltige 
Mobilität und Stadtgrün, sowie Sport- und Erholungsflächen für die Nachbarschaften.

Wir  setzen  uns  für  die  Vision  Zero  ein,  d.  h.  es  soll  langfristig  keine  Toten  oder  
schwerverletzten  Menschen  mehr  durch  Verkehrsunfälle  geben.  Mit  einer 
fehlerverzeihenden  Infrastruktur  schützen  wir  vor  allem  die  Schwächsten  im 
Straßenverkehr.

Öffentlicher Raum für alle – Kiezblocks im Bezirk fördern
Nicht nur auf Hauptverkehrsstraßen, sondern auch in den Kiezen ist der meiste Platz dem 
Auto vorbehalten. Nach wie vor wurde kein einziger Kiezblock errichtet, sondern lediglich 
kosmetische Maßnahmen wurden vorgenommen, um vermeintliche Verkehrsberuhigung zu 
erreichen.

Wir wollen echte Kiezblocks gemeinsam mit den Anwohner:innen und den Akteur:innen des 
Mobilitätsrats gestalten, um Kieze nachhaltig vom Durchgangsverkehr zu entlasten und 
mehr Grün und Flächen für Begegnung und Erholung zu schaffen.  Bei der Planung von 
Kiezblocks  und  verkehrsberuhigenden  Maßnahmen  müssen  auch  alle umliegenden 
Hauptverkehrsstraßen in die Planung einbezogen werden, um die dort lebenden Menschen 
vor einem möglichen Anstieg des Autoverkehrs zu schützen. Hierfür sollen unter anderem 
umfassende Parkraumkonzepte erstellt und umliegende Parkhäuser für Anwohnerparken 
freigegeben werden.
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Nachhaltige Mobilitätsangebote wie Fahrradabstellanlagen müssen auf der Fahrbahn und 
Parkstreifen,  nicht  auf  den  Gehwegen  installiert  werden.  Nur  so  drängen  wir  den 
Autoverkehr zunehmend zurück, erleichtern den Umstieg auf den Rad- und Fußverkehr und 
geben den Menschen den öffentlichen Raum zurück. Zugleich verhindern wir so Konflikte 
zwischen Fußgänger:innen und Radfahrer:innen.

Für Bike- und E-Scooter-Sharing wollen wir mehr feste Stationen einrichten, damit diese 
nicht mehr die Gehwege blockieren.

Wir wollen die Attraktivität des öffentlichen Raums steigern, indem wir die Sondernutzung 
von Parkstreifen für  Außengastronomie und unkommerzielle  Parklets  ermöglichen (am 
Vorbild von Friedrichshain-Kreuzberg,  Leipzig und Wien).  Damit  ermöglichen wir,  dass 
Außengastronomie nicht zulasten des Fußverkehrs geht. Wir wollen außerdem 100 neue 
Sitzbänke auf Straßen und in Grünanlagen aufstellen, einschließlich Plauderbänken gegen 
Einsamkeit. Initiativen für mehr  temporäre Spielstraßen im Bezirk unterstützen wir und 
fordern unbürokratische Genehmigungen durch das Bezirksamt.

Wir  wollen  mehr  Kontrollen  gegen Falschparker:innen auf  Gehwegen  und  in 
Kreuzungsbereichen einführen und konsequentes Abschleppen vorantreiben, damit Autos 
nicht mehr Fußgänger:innen und Radfahrer:innen behindern.

Die Parkanordnungen wollen wir ändern und angeordnetes Gehwegparken abschaffen,  wo 
nötig unterstützt durch Poller.

Radverkehr stärken und sicher gestalten
In unserem Bezirk ist das Radfahren lebensgefährlich – überall fehlen geschützte Radwege, 
die  bestehenden Radwege sind marode und an vielen Stellen sind diese immer noch 
integriert auf Gehwegen, sodass Fußgänger:innen und Radfahrer:innen in Konflike geraten. 
In  den  letzten  Jahren  haben  wir  für  viele  Straßenzüge  geschützte  Radfahrstreifen 
gefordert,  von denen keiner  umgesetzt  wurde,  weil  der  CDU-Verkehrssenat  jeglichen 
Fortschritt ausbremst. Zurecht hat der BUND Klage gegen den Senat wegen Untätigkeit 
eingereicht,  weil  auf  der  Kaiser-Friedrich-Str.  immer  noch  kein  geschützter  Radweg 
errichtet wurde.

Die Gelder vom Senat für Sanierung und Ausbau von Radwegen müssen endlich vollständig 
abgerufen werden, um die Fahrradinfrastruktur zu verbessern und auszubauen. Auf den 
Hauptverkehrsstraßen  sollen  endlich  geschützte  Radwege errichtet  werden  (u.  a. 
Straßenzug  Kaiser-Friedrich-Str.  von  Luisenplatz  bis  Fehrbelliner  Platz,  Messedamm, 
Spandauer Damm bis Luisenplatz, Bismarckstr., Kantstr.). 

Wir  fordern  den  Ausbau  von  Fahrradstraßen,  die  ausschließlich  dem  Radverkehr 
vorbehalten sind. Das alternative Radnetz, das von VCD, Changing Cities und dem ADFC 
erarbeitet wurde, soll in die Planungen einbezogen werden.
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Wir setzen uns für die Wiederaufnahme des Radschnellwege-Programms des Senats ein, 
und  fordern  die  Umsetzung  der  RSV  5  West-Route  (von  Spandau  über  Heerstr., 
Kaiserdamm, Bismarkstr.).

Die Miete für die Fahrradboxen ist im Vergleich zum Anwohnerparken viel zu teuer und 
muss endlich kostengünstiger werden. Die Fahrradboxen müssen auf  Straßenland  und 
nicht auf Gehwegen errichtet werden.

Wir  wollen  mehr  Fahrradabstellanlagen  auf  Straßenland und  im  besten  Fall  in 
Kreuzungsbereichen installieren, um somit die Sichtachsen bei Querungen zu verbessern, 
was vor allem für Kinder und ältere Menschen die Sicherheit erhöht.

Wir  fordern  Fahrradparkhäuser an  wichtigen Knotenpunkten (zum Beispiel  Stuttgarter 
Platz), um den Umstieg vom Auto auf das Fahrrad zu erleichtern.

Sichere Fußwege für alle!
In Charlottenburg-Wilmersdorf sind Fußwege immer noch selten sicher. Gehwege sind in 
einem schlechten Zustand. In Kreuzungsbereichen fehlen freie Sichtachsen, was vor allem 
für Kinder, Senior:innen und Menschen im Rollstuhl zur Lebensgefahr werden kann. An 
vielen Straßen sind die Grünphasen für Fußgänger:innen so kurz, dass ein sicheres Queren 
für Kinder und ältere sowie mobilitätseingeschränkte Menschen nicht möglich ist.

Die Konflikte zwischen Fuß- und Radverkehr an Bushaltestellen müssen überall beseitigt 
werden; Radwege müssen dafür auf die Fahrbahnen verlagert werden. Wir treiben die 
bauliche  Trennung  geteilter  Geh-  und  Radwege voran  (im  Zweifelsfall  geschützten 
Radweg auf die Straße verlegen, Wegfall von Parkstreifen), um die Konflikte endlich zu 
beseitigen.

Ampelschaltungen für Fußgänger:innen müssen grundsätzlich so geändert werden, dass 

ein sicheres Queren innerhalb der Grünphase für alle möglich ist (zum Beispiel Bismarckstr., 

Kaiserdamm, Ku‘damm, Kantstr., Königin-Elisabeth-Str usw.). Außerdem soll ein sicheres 

Queren von Straßen durch mehr Zebrastreifen, Gehwegvorstreckungen, Mittelinseln und 

im  Hauptstraßennetz  durch  zusätzliche  schnell  auf  Anforderung  reagierende 

Fußgängerampeln sichergestellt werden.

Die vom Bezirksamt geplante Schulwegsicherheit  muss endlich umgesetzt werden. Wir 
fordern grundsätzlich die permanente Sperrung vor Schulen (Schulstraßen), denn Kinder 
müssen  sich  geschützt  auch  ohne  ihre  Eltern  zur  Schule  bewegen  können  und  das 
Schulumfeld primär nach den Bedürfnissen der Schüler:innen ausgerichtet sein.

Die Sanierung der Fußwege, insbesondere in Nebenstraßen, muss vorangebracht werden, 
damit der Fußverkehr endlich sicher wird.
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Ausbau der A100 stoppen
Die  A100 nimmt  seit  den  60ern  einen  großen Teil  der  Fläche in  unserem Bezirk  ein. 
Menschen,  die  an  der  Autobahn  leben,  leiden  unter  massivem  Lärm  und 
Luftverschmutzung. Der geplante Ausbau der A100 mit einer Spurenerweiterung wird für 
noch mehr Autoverkehr sorgen und die Gesundheit der Menschen noch stärker belasten. 
Kleingärten werden für den Umbau platt gemacht. 

Es ist bekannt, dass mehr Straßen auch zu mehr Verkehr führen. Daher lehnen wir den 
Ausbau der A100 mit Erweiterung um eine vierte Spur entschieden ab. 

Die eingestürzten Brücken und Teilsperrungen der A100 sorgen für noch mehr Verkehr in 
den umliegenden Hauptverkehrsstraßen und Kiezen. Doch die bundeseigene Autobahn 
GmbH verweigert eine großräumige Umleitung, sodass nicht nur der Auto- sondern der 
Schwerlastverkehr durch den Bezirk abfließt. Dadurch nehmen die Fahrbahnen genauso 
wie die Wärmeleitungen Schaden, die Anwohner:innen sind dauerhaft dem enormen Lärm- 
und Luftverschmutzungen ausgesetzt.

Wir  fordern  von  der:dem Bürgermeister:in,  einen  Runden  Tisch  mit  allen  Akteur:innen 
einzusetzen, um eine zügige Umleitungs- und Lärmschutzlösung zu erarbeiten und die 
Anwohner:innen endlich zu schützen. Während der Bauphasen soll insbesondere der Lkw- 
und Schwerlastverkehr großräumig über die A10 umgeleitet werden.

In den umliegenden Kiezen sollen für die gesamte Dauer der Bauphasen Einbahnstraßen 
angeordnet werden, um Durchgangsverkehr durch die umliegenden Kieze zu verhindern. 
Der Bus darf nicht im Stau stehen: Auf den stark betroffenen Umfahrungsstrecken wie der 
Königin-Elisabeth- und Kaiser-Friedrich-Straße muss der Busverkehr Vorrang haben. Wir 
setzen  uns  gegenüber  dem  Senat  für temporäre  Busspuren ein,  unter  Wegfall  der 
Parkspuren.

ÖPNV für alle – alle Kieze gut anbinden
Die Gebiete außerhalb des Rings sind immer noch verkehrlich schlecht angebunden und 
vom Autoverkehr dominiert. Die Wege zur nächsten U- oder S-Bahnstation sind zu weit um 
sie zu Fuß zurückzulegen, genauso fehlen Sharing-Angebote für die letzte Meile.

Besonders dort sowie an Knotenpunkten wollen wir in Zusammenarbeit mit der BVG und 
der zuständigen Senatsverwaltung mehr Jelbi-Stationen einrichten, um den Umstieg auf 
den ÖPNV, Fahrrad und Fußverkehr zu erleichtern.

Zudem wollen wir mehr Verkehrsberuhigung auch außerhalb des S-Bahnrings erreichen, 
und den entsprechenden Kiezen ein Kiezzentrum zu geben, in dem Menschen sich gerne 
und sicher aufhalten können.
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Wir setzen uns für den Ausbau von  mehr Busspuren  ein,  um dem ÖPNV Vorrang vor 
privaten  Fahrzeugen  zu  geben.  Insbesondere  die  Kantstraße  aber  auch  die  Kaiser-
Friedrich-Str. benötigen neben einem geschützten Radweg eine eigene Busspur.

Wir fordern eine durchgehende Tramverbindung von der Turmstraße nach Jungfernheide 
und perspektivisch bis Tegel, unter Berücksichtigung des Erhalts von ökologisch wertvollen 
Bäumen und unter Beteiligung der Anwohner:innen. Eine weitere jahrelange Verzögerung 
der Planung bis weit nach 2030 lehnen wir ab.

Barrierefreie Bahnhöfe
Immer noch sind viele S-Bahn und U-Bahnhöfe und auch Bushaltestellen nicht barrierefrei 
und somit nicht für alle zugänglich. Viele Menschen müssen daher große Umwege in Kauf 
nehmen, um an ihr Ziel zu gelangen.

Das  Bezirksamt  muss  Druck  auf  den  Senat  machen,  endlich  alle  Bahnhöfe  und  auch 
Bushaltestellen barrierefrei umzugestalten.

Tempo 30 – mehr Schutz für alle
Der  von  der  CDU  geführte  Verkehrssenat  will  zurück  zu  Tempo  50.  Dadurch  leiden 
Anwohner:innen an Hauptverkehrsstraßen besonders an Lärm und Luftverschmutzung, die 
Verkehrssicherheit ist in Gefahr.

Wir setzen uns gegenüber dem Senat für  Tempo 30 als Regelgeschwindigkeit   ein. Die 
Anzahl  der  Kontrollen  und  Blitzer  soll  deutlich  erhöht  werden,  um  die  Belastung  für 
Anwohner:innen zu minimieren und die Verkehrssicherheit zu erhöhen.

Parkraum sinnvoll nutzen
Die Parkraumbewirtschaftung wurde innerhalb des Rings eingerichtet und trägt dazu bei, 
das Umsteigen auf nachhaltige Verkehrsarten attraktiver zu gestalten.  Anwohner:innen 
profitieren  außerdem  bei  der  Parkplatzsuche,  weil  unnötiger  Verkehr  aus  den 
Wohngebieten herausgehalten wird.

Wir wollen die Parkraumbewirtschaftung ausweiten auf die Gebiete außerhalb des Rings, 
um alle Autofahrer:innen an den Kosten zu beteiligen und den Umstieg auf den ÖPNV 
voranzutreiben. Die Verwaltungs-, Bau- und Instandhaltungskosten des Parkraums müssen 
von den Gebühren gedeckt werden, damit die Bezirke nicht auf den Kosten sitzenbleiben.

An geeigneten Orten soll ein Parkraummanagement eingesetzt werden: private Parkhäuser 
müssen den Anwohner:innen zur Verfügung gestellt werden, um das Verkehrsaufkommen 
in den Kiezen zu minimieren und öffentliches Straßenland für die Nachbarschaft umnutzen 
zu können. Hierfür ist zum Beispiel die AG City aktiv in die Planungen einzubeziehen.

Die Parkraumüberwachung muss ausgeweitet und Falschparker:innen geahndet werden.
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Der private Autoverkehr soll durch die Stärkung von Nah-, Rad- und Fußverkehr reduziert 
werden. Aus verschiedenen Gründen können Menschen jedoch auf ihr Auto angewiesen 
sein, insbesondere aus gesundheitlichen oder beruflichen Gründen. Für diese Gruppen 
sollen u. a. mehr Behinderten-Parkplätze geschaffen werden, sowie eine Ausweitung einer 
bedarfsgerechten  Ladeinfrastruktur  für  Elektroautos.  Um  den  notwendigen 
Wirtschaftsverkehr (Handwerker:innen, Pflegedienste, Lieferverkehr) zu unterstützen und 
regelwidriges  Parken  vorzubeugen,  sollen  vorwiegend  an  den  Hauptverkehrsstraßen 
ausreichend Ladezonen eingerichtet werden.
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4.Klima, Umwelt und Stadtgrün
Die  Klimakatastrophe  ist  im  Alltag  der  Menschen  durch  immer  mehr  Hitzetage, 
zunehmende  Trockenheit  und  Starkregenereignisse  schon  lange  spürbar.  Besonders 
betroffen sind ältere und gesundheitlich eingeschränkte Menschen in hitzebelasteten 
Quartieren,  Kinder  auf  versiegelten  Schulhöfen,  Menschen  ohne  Zugang  zu  privaten 
Gärten sowie einkommensarme Haushalte in dicht bebauten Wohnlagen mit fehlenden 
wohnungsnahen Grünflächen. Für uns ist klar: Klimaanpassung ist eine Frage der sozialen 
Gerechtigkeit. Und unser Bezirk ist auf die Herausforderungen der Klimakatastrophe noch 
nicht ausreichend vorbereitet.

Auf  unseren  Druck  hin  wurde  in  Charlottenburg-Wilmersdorf  der  Klimanotstand 
ausgerufen. Verbunden war dies mit der Forderung nach umfassenden Maßnahmen zur 
Bekämpfung  der  Klimakatastrophe.  Daran  wollen  wir  anknüpfen  und  einen  Bezirk 
schaffen,  in  dem  konsequent  sozial  ausgerichtete  Klima-  und  Umweltpolitik  alle 
Bevölkerungsgruppen mitdenkt. Wir wollen, dass Charlottenburg-Wilmersdorf sich dafür 
einsetzt, bis spätestens 2040 seine Treibhaus-Emission auszugleichen durch sogenannte 
Ausgleichsflächen vor Ort. Dabei steht im Hintergrund der Fokus, dass die Minimalziele 
des Pariser Klimaschutzabkommens, welche bereits in ihrer Aushandlung nachteilig für 
den globalen Süden sind, zumindest eingehalten werden.

Unser Leitbild: Eine Stadt, die im Sommer kühl bleibt statt sich aufheizt, Wasser speichert 
statt  ableitet,  Grün  schützt  statt  versiegelt  –  und  in  der  alle  Menschen  Zugang  zu 
gesunden Lebensräumen haben.

Versiegelung verhindern, Entsiegelung beschleunigen
Zunehmende Starkregenereignisse treffen besonders dicht bebaute Quartiere mit einem 
hohen Versiegelungsgrad und wenigen Grünflächen. Regenwasser kann nicht vollständig 
versickern und wird in die Kanalisation abgeleitet, was zu Überläufen von Abwasser in die 
Spree  und  andere  Gewässer  führt  und  diese  schädigt. Der  Wärmeinsel-Effekt  sorgt 
außerdem für eine starke Hitzebelastung an Sommertagen.

Wir wollen das sogenannte  Schwammstadt-Prinzip zum verbindlichen Leitprinzip einer 
sozial gerechten und ökologischen Stadtentwicklung machen. Wir wollen Regenwasser im 
Kiez  speichern,  als  Ressource  nutzen  und  Überflutungsrisiken  senken.  Durch  eine 
dezentrale  Versickerung  des  Regenwassers  wird  der  Wasserhaushalt  des  Bodens 
verbessert und die Verdunstung trägt zur Abkühlung der Kieze bei. Das Schwammstadt-
Prinzip wird bei neuen Bebauungsplänen durch verbindliche Festsetzungen berücksichtigt.

Wir treten für eine Netto-Null-Versiegelung bis 2030 ein und wollen weitere Versiegelung 
verhindern. Wo Versiegelung für bezahlbaren Wohnungsbau oder soziale Infrastrukturen 
wie Schulen unumgänglich ist, muss innerhalb des Bezirks in gleicher Größe entsiegelt 
werden.  Wir  wollen  auf  der  Grundlage  des  bestehenden  bezirklichen 
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Klimaanpassungskonzepts eine systematische, sozial priorisierte Entsiegelungsstrategie 
entwickeln und ein bezirkliches Entsiegelungskataster  anlegen.  Mit besonderer Priorität 
wollen wir  Parkplätze entsiegeln,   Baumscheiben vergrößern sowie in hitzebelasteten 
Kiezen mit einem hohen Defizit an Grünflächen  neue Versickerungsflächen und kleine, 
wohnortnahe  Grünflächen  (Pocketparks) schaffen.  Neben  der  Umgestaltung  von 
versiegelten Straßenräumen zu  blau-grünen Straßen mit  Aufenthaltsqualitäten spielen 
auch  bezirkliche  Liegenschaften  eine  wichtige  Rolle.  Schulhöfe werden  systematisch 
entsiegelt. 

Grünflächen sichern und entwickeln, Kleingärten schützen
Ausreichend Parks, Friedhöfe, Grünstreifen, Bäume und Kleingärten sind nicht nur für die 
Menschen im Bezirk, sondern auch für den Schutz des Artenreichtums von Flora und Fauna 
unerlässlich.  In  unserem  Bezirk  haben  vor  allem  innerstädtische  Kieze  zu  wenige 
wohnortnahe Grünflächen. Notwendige Bauvorhaben wie Schulerweiterungsbauten oder 
bezahlbarer Wohnungsbau müssen mit dem Schutz von Grünflächen in Einklang gebracht 
werden. Stellenweise wird aber der Schutz von ökologisch wertvollen Grünflächen einfach 
ignoriert, so wurde zum Beispiel die Wilmersdorfer Kleingartenanlage Am Stadtpark I Ende 
2023  durch  die  landeseigene  Berlinovo  gekündigt.  Nach  einer  Zwischennutzung  als 
nachbarschaftlich  gepflegte  Klimainsel  wurde  jetzt  die  Fläche  gerodet,  um  teure 
Mikroappartments für Studierende zu errichten. Auch andere Kleingärten im Bezirk, die 
generationsübergreifende  Begegnungs-  und  Bildungsorte  sind  und  zur  lokalen, 
nachhaltigen Lebensmittelproduktion beitragen, sind seit Jahren von Bebauung bedroht. In 
den wenigen Stadtparks kommt es zu einer Übernutzung und damit  einhergehend zu 
Nutzungskonflikten.   Der  Baumbestand unserer  Stadt  nimmt schon über  einen langen 
Zeitraum kontinuierlich ab.

Als Die Linke sagen wir deutlich: Grünflächen sind soziale Infrastruktur und Teil öffentlicher 
Daseinsvorsorge. Alle Kieze brauchen ausreichende und wohnortnahe Grünflächen.

Wir  wollen  bestehende  Grünflächen  dauerhaft  sichern  und  weiterentwickeln. Die 

Grünzüge  sollen  gestärkt  und  vernetzt  werden.  Die  Begrünung  von  Plätzen  und  die 

Schaffung  von  Grüninseln in  dicht  bebauten  Quartieren  ist  ein  Muss.  Alle 

Kleingartenanlagen  im  Bezirk,  die  nicht  unter  das  Kleingartensicherungsgesetz  fallen, 

sollen  bis 2031 planungsrechtlich gesichert werden. Laufende Planungsverfahren sind 

zügig abzuschließen  und bereits erfolgte Beschlüsse der BVV zur planungsrechtlichen 

Sicherung  von  Kleingartenanlagen  zügig  umzusetzen.  Bis  Ende  2027  sollen  für  diese 

Kleingartenanlagen – für die Kolonie Mannheim in Schmargendorf bereits bis Ende 2026 - 

Aufstellungsbeschlüsse gefasst werden, damit bauliche Veränderungen für die Dauer des 

Planungsverfahrens  verhindert  werden.  Auch  die  Kleingartenanlagen,  die  unter  das 

Kleingartensicherungsgesetz fallen, wollen wir dauerhaft planungsrechtlich sichern. Wir 
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setzen  uns  dafür  ein,  dass  alle  Kleingartenanlagen  verbindliche  Anteile  von 

Gemeinschaftsgärten enthalten. 

Nachdem der Grüne Stadtrat die zwei vorletzten Grillflächen geschlossen hat, wollen wir 
neue Flächen für öffentliche Grillplätze ausweisen, um Grillen für Menschen ohne eigenen 
Garten  zu  ermöglichen.  Wir  unterstützen  das  Projekt  der  Kiez-  und  Parkläufer zur 
Konfliktprävention in Grünanlagen und setzen uns für eine gesicherte Finanzierung ein. 
Parkanlagen  sollen  entsprechend  der  Bedürfnisse  der  Nutzer:innen  eingeteilt  (z.  B. 
Sportflächen) werden, um Nutzungskonflikten vorzubeugen.

Wir wollen die klimaresiliente Pflege von Grünflächen und Straßenbäumen konsequent 
absichern  und  ausbauen.  Der  Baumbestand im  Bezirk  soll  entsprechend  des 
Klimaanpassungsgesetzes  systematisch  erweitert werden.  Bereits  bestehende, 
ökologisch  wertvolle  Bäume  müssen  möglichst  erhalten  und  neue  Bäume  gepflanzt 
werden. Auch die Bürger:innen wollen wir durch verschiedene Beteiligungsmöglichkeiten 
(z. B.  Gestaltung  und  Pflege  von  Baumscheiben)  in  die  Umsetzung  des 
Klimaanpassungsgesetzes  einbinden.  Das  Straßen-  und  Grünflächenamt  wird 
entsprechend,  auch  um die  Sauberkeit  in  den  Parks zu  gewährleisten,  personell  und 
finanziell  gestärkt.  Wir  wollen  unseren  bezirklichen  Werkhof  und  die  Bezirksgärtnerei 
erhalten. 

Biodiversität erhalten und fördern
Das Sterben von Insekten und Vögeln infolge des Rückgangs der Lebensräume und von 
Lichtverschmutzung gefährdet unser Ökosystem und damit auch uns Menschen.

Artenschutz ist eine wichtige Gemeinschaftsaufgabe. Wir wollen die ökologische Pflege 
von Grünräumen als Standard setzen, Artenvielfalt im Bezirk erhalten und erhöhen sowie 
Lebensräume miteinander vernetzen. Als Maßnahmen setzen wir uns für die  Förderung 
artenreicher  Wiesen,  den Ausbau  von  Totholz-  und  Niststrukturen,  eine 
insektenfreundliche Beleuchtung und die planerische Sicherung von Grünkorridoren ein. 
Zudem wollen wir sogenannte Tiny Forests bevorzugt auf versiegelten Parkplatzflächen 
errichten, um mit wenig Kostenaufwand für Pflege auf maximal 100 qm klimaresiliente Mini-
Wälder zu errichten, die Biodiversität fördern und das Stadtklima deutlich abkühlen.

Solaroffensive & klimaneutrale öffentliche Gebäude
Der  Gebäudesektor  ist  für  etwa  die  Hälfte  der  CO2-Emissionen  verantwortlich.  Die 
energetische  Sanierung  und  die  Umstellung  der  Wärmeversorgung  auf  erneuerbare 
Energien  sind  die  wichtigsten  Hebel,  um  einen  klimaneutralen  Gebäudebestand  zu 
erreichen.  Öffentliche  Gebäude  sollen  eine  Vorreiterrolle  bei  der  energetischen  und 
ökologischen  Sanierung  spielen,  allerdings  ist  die  Realität  noch  eine  andere.  Bei 
bezirklichen Gebäuden gibt es einen energetischen Sanierungsstau und viele geeignete 
Dachflächen werden noch nicht für Photovoltaikanlagen genutzt.
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Wir wollen so schnell wie möglich klimaneutrale bezirkliche Gebäude. Dazu wollen wir auf 
Landesebene  die  Mittel  für  die  energetische Sanierung öffentlicher  Gebäude  deutlich 
erhöhen.  Wir  wollen  Sanierungspläne für  bezirkliche  Gebäude  entwickeln  und  in 
Kooperation  mit  den  Berliner  Stadtwerken  geeignete  bezirkliche  Dachflächen  für 
Photovoltaik nutzen. Die  Dach- und Fassadenbegrünung bei bezirklichen Gebäuden ist 
systematisch zu prüfen und bei geeigneten Gebäuden zu realisieren.

Soziale Wärmewende
Wir setzen uns für einen Ausbau und die Dekarbonisierung des Fernwärmenetzes sowie für 
mehr Nahwärmenetze in verdichteten Gebieten ein. Die  kommunale Wärmeplanung ist 
dabei das zentrale Steuerungselement für alle politischen Ebenen. Menschen im Bezirk 
brauchen eine klare Orientierung, wie die Wärmeversorgung der Zukunft aussehen wird. 
Unser Ziel ist, Wärmelieferungen durch Nutzung erneuerbarer Wärme zu dekarbonisieren 
und dabei  Versorgungssicherheit  und  Bezahlbarkeit zu  garantieren.  In  Quartieren,  wo 
Nahwärmenetze effizienter und preisgünstiger als ein Fernwärmeanschluss sind, setzt sich 
das Bezirksamt für diese Lösung ein. Insbesondere im Klausenerplatzkiez und auf der 
Mierendorffinsel ist  die  Wirtschaftlichkeit  von  Fernwärme  kritisch  zu  hinterfragen.  Im 
Bezirksamt soll sich mehr Personal um die Wärmewende und die Information betroffener 
Haushalte kümmern.

Sauberer Bezirk - Vermüllung verhindern
Auch in Charlottenburg-Wilmersdorf sorgt zunehmende Vermüllung im öffentlichen Raum 
dafür, dass unsere Kieze weniger lebenswert sind. Ausschließlich höhere Bußgelder vom 
Senat sind in erster Linie Symbolik, die ohne weitere Maßnahmen dieses Problem nicht 
lösen. Kontrolle ist gut, Aufklärung und Prävention sind besser.

Zur Vermeidung der illegalen Müllablagerung wollen wir die Angebote der Müllentsorgung 
ausweiten. Wir brauchen  mehr Recyclinghöfe und Unterflurcontainer. Die sogenannten 
Kieztage für Sperrmüll und Recycling wollen wir ausweiten. Wir fördern Aufräumaktionen 
in den Kiezen, um das öffentliche Bewusstsein für die saubere Stadt zu stärken. In Kiezen, 
die  besonders  von  Verschmutzung  betroffen  sind,  werden  wir  uns  beim Senat  dafür 
einsetzen,  dass  vermehrt  Straßenreinigungen von  der  BSR durchgeführt  werden.  Die 
Anzahl  der  öffentlichen  Mülleimer insbesondere  in  Parks  sowie  Grün-,  Freizeit-  und 
Sportflächen werden wir erhöhen und mit mehr Personal für die Sauberkeit unserer Kieze 
sorgen. Gegen  Rattenbefall von  Spielplätzen  wird  konsequent  vorgegangen.  Die 
Ordnungsamt-App machen wir bekannter, damit Sperrmüll schneller beseitigt wird.

Kreislaufwirtschaft und Zero-Waste
In  der  Abfallpolitik  gilt  der  Grundsatz:  Vermeiden  –  wiederverwenden  –  verwerten  – 
beseitigen. Wir haben noch keine konsequente Strategie für eine Kreislaufwirtschaft im 
Bezirk.  Einwegverpackungen  dominieren  Gastronomie  und  Lieferdienste.  Die 
Mehrwegangebotspflicht für Gastronomie wird unzureichend kontrolliert.
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Wir  fördern  den  Ausbau  einer  Kreislaufwirtschaft  im  Bezirk.  Wir  wollen  uns  an  der 
Erarbeitung der Berliner Kreislaufwirtschaftsstrategie des Senats aktiv beteiligen und die 
darin vereinbarten Maßnahmen sozial ausgerichtet im Bezirk umsetzen. Wir wollen, dass 
bezirkliche  Einrichtungen  verpflichtend  auf verpackungsarme,  regionale  und  faire 
Produkte umstellen.  Wir  setzen  uns  dafür  ein,  dass  Handel  und  Gastronomie 
überschüssige Lebensmittel an gemeinnützige Einrichtungen spenden. Künftig werden 
Verstöße  gegen  die  Mehrwegangebotspflicht systematisch  durch  die  Ordnungsämter 
geahndet, die hierfür personell und finanziell gestärkt werden. Wir wollen Pfandboxen an 
stark frequentierten Orten einführen, um eine bessere Sammlung von Pfandflaschen zu 
gewährleisten.  Wir  fördern Repair  Cafés in  den  Stadtteilzentren  oder  anderen 
bezirkseigenen Liegenschaften. Bei Anschaffungen der öffentlichen Verwaltung soll die 
Reparaturfähigkeit von Gegenständen berücksichtigt werden.  Wir setzen uns dafür ein, 
weitere Secondhand-Kaufhäuser im Bezirk einzurichten.

Umweltverwaltung stärken & Klimavorbehalt umsetzen
Sowohl  das Umwelt-  und Naturschutzamt als  auch das Straßen- und Grünflächenamt 
haben  zu  wenig  Personal,  um  ihre  Aufgaben  zu  erfüllen.  Die  praktische  Realisierung 
bestehender  Konzepte  in  angemessener  Zeit  ist  so  nicht  möglich.  Problematisch  ist 
außerdem, dass notwendige Aspekte des Klimaschutzes und der Klimaanpassung nicht 
von allen Behörden und bei allen Entscheidungen mitgedacht werden.

Wir sehen Klimaschutz und Klimaanpassung als  Querschnittsaufgabe aller Behörden im 
Bezirk. Dennoch ist es besonders notwendig, das  Personal in den fachlich zuständigen 
Behörden Umwelt-  und  Naturschutzamt  sowie  Straßen-  und  Grünflächenamt 
aufzustocken.  Die  Koordinierungsstelle  für  Umweltbildung soll  verstetigt  werden.  Alle 
klimarelevanten  Beschlussvorlagen  für  die  BVV  sollen  einem  Klimavorbehalt,  der  die 
Auswirkungen von Vorhaben auf das Stadtklima und die Treibhausgas-Bilanz benennt, 
unterzogen werden, damit bei notwendigen Vorhaben des Bezirkes stets klimaoptimale 
Lösungen umgesetzt werden.

Klimaschutz geht nur gemeinsam
Klimaschutz und Klimaanpassung gelingen nur mit breiter gesellschaftlicher Akzeptanz. 
Nachbarschaftliche  Initiativen  werden  noch  zu  spät  und  unzureichend  eingebunden. 
Planungen und Umsetzungsstände sind nicht transparent genug.

Wir  verstehen  Klimaschutz  und  Klimaanpassung  als  Gemeinschaftsaufgabe,  die 
verbindliche  Beteiligungsstrukturen  und  Transparenz  benötigt.  Hierfür  wollen  wir  wie 
bereits 2021 von uns gefordert einen bezirklichen Klimarat einrichten, um die Bürger:innen 
in  den  dringend notwendigen  Transformationsprozess  hin  zu  mehr  Klimagerechtigkeit 
einzubeziehen. Bestehende bezirkliche Beteiligungsstrukturen sind einzubeziehen. Zudem 
wollen  wir  eine  Klima-Zukunftskonferenz einführen  und  Open-Data-Transparenz  zu 
klimarelevanten Maßnahmen ausbauen. 
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Kinder  und  Jugendliche  sind  bisher  noch  nicht  umfassend  in  die  Erarbeitung  von 
Klimaschutzmaßnahmen eingebunden. Das wollen wir ändern und dafür sorgen, dass die 
von uns bereits 2019 geforderte und mehrheitlich beschlossene  Jugend-Klimakonferenz 
endlich in Zusammenarbeit mit Schulen und Jugendzentren sowie BeteiliJung durchgeführt 
wird.

Die Ergebnisse der diversen Beteiligungsformate sind in einem jährlichen Klimabericht zu 
veröffentlichen,  der  zudem  den  Umsetzungsstand  von  klimarelevanten  Maßnahmen 
transparent macht und somit eine verbindliche Umsetzung fördert.
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5.Soziale Infrastruktur
Charlottenburg-Wilmersdorf ist nicht nur Ku‘damm und Grunewald, sondern auch Paul-
Hertz-Siedlung  und  Siemensstadt.  Unser  Bezirk  verzeichnet  in  Berlin  die  größten 
Vermögensunterschiede: Es ist der Bezirk mit den meisten Einkommensmillionär:innen - 
und gleichzeitig lebt in Charlottenburg-Nord jedes zweite Kind in Armut.

Die Bahnhofsmission am Zoo platzt aus allen Nähten und nur 150 Meter Luftlinie entfernt 
residieren Gäste des Nobel-Hotels Waldorf Astoria für tausende Euro pro Nacht. In der 
Wilmersdorfer Straße steht das Karstadt-Gebäude seit Jahren leer und soll nun umgebaut 
werden für noch mehr Büroflächen und Luxuswohnungen, während ein paar Meter weiter 
am Stuttgarter Platz Menschen unter der Brücke leben müssen und im Winter frieren.

Die Linke findet sich mit dieser sozialen Ungerechtigkeit nicht ab. Wir bekämpfen die 
strukturellen  Ursachen  von  Armut,  fördern  gute  Arbeitsbedingungen,  unterstützen 
einkommensschwache,  erwerbslose  und  obdachlose  Menschen  mit  gezielten 
Maßnahmen  und  bauen  soziale  Infrastrukturen  aus.  Wir  schaffen  mehr  konsumfreie 
Begegnungsorte  wie  Bibliotheken,  Jugendzentren,  Kitas,  Nachbarschaftshäuser,  oder 
Angebote für Senior:innen, denn unsere Kieze sind für die Menschen da!

Stadtteilzentren und Nachbarschaftshäuser stärken
Stadtteilzentren und Nachbarschaftshäuser sind wichtige Ankerpunkte in den Kiezen, wo 
alle Menschen sich ohne Konsumzwang begegnen können und Unterstützung erhalten. 
Statt ständiger Befristung wollen wir diese verlässlich und dauerhaft finanzieren, damit die 
wichtigen Angebote  nicht  plötzlich  wegbrechen und das Personal  nicht  mit  ständiger 
Jobunsicherheit konfrontiert ist.  Die  Angebote müssen mehrsprachig und möglichst in 
allen Kiezen ausgebaut und erweitert werden, damit alle Nachbar:innen davon profitieren 
können und alte und neue Berliner:innen zusammenwachsen.

Reichtumsbericht - Armut bekämpfen
Auf unseren Druck hin hat das Bezirksamt 2017 einen Reichtumsbericht aufgelegt, um die 
Vermögensungleichheit bei uns im Bezirk zu erfassen und Maßnahmen gegen Armut zu 
entwickeln. Seit dem ist fast nichts passiert, die Schere zwischen arm und reich wächst 
immer  weiter.  Für  Menschen  mit  geringem  Einkommen  fehlen  Angebote,  sodass  die 
Teilhabe erschwert wird.

Wie wollen den Reichtumsbericht neu auflegen und gemeinsam mit den Akteur:innen in 
den Kiezen konkrete Maßnahmen entwickeln, um Armut zu bekämpfen.

Wir fordern für unsere Bezirk mindestens eine Kiezkantine, in der Menschen für rund 3 Euro 
eine warme Mahlzeit am Tag bekommen und sich unabhängig von ihrem Einkommen mit 
ihren Nachbar:innen treffen können.
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Einsamkeitsbeauftragte - Teilhabe für alle stärken
Immer mehr Menschen leben in Einsamkeit, ältere und ärmere Personen sind besonders 
betroffen, aber auch Jüngere haben zunehmend mit Vereinsamung zu kämpfen. Damit 
verbunden sind gesundheitliche, psychische und soziale Folgen. Bei uns im Bezirk fehlen 
kostenlose soziale Treffpunkte für Senior:innen oder auch Kinder und Jugendliche, um dem 
entgegen zu wirken. Wir wollen eine  Beauftragtenstelle einrichten,  die gemeinsam mit 
bestehenden  Strukturen  in  den  Nachbarschaftshäusern  sowie  Stadtteil-  und 
Jugendzentren  konkrete Hilfsangebote für  Betroffene entwickelt,  bestehende Projekte 
unterstützt, ausbaut und neue Angebote schafft.

Erwerbslosigkeit und Jobcenter
Prekäre Beschäftigung, Leih- und Zeitarbeit,  sachgrundlose Befristung, Minijobs, Solo-
Selbstständigkeit  und  prekäre  Ausbildungsverhältnisse  sind  auch  in  unserem  Bezirk 
vielerorts anzutreffen. Immer mehr Menschen rutschen aufgrund der prekären Verhältnisse 
auf  dem  Arbeitsmarkt  in  die  Erwerbslosigkeit  und  sind  abhängig  von 
Sozialleistungen. Menschen mit chronischen Erkrankungen, Alleinerziehende mit geringem 
Einkommen  und  Langzeitarbeitslose  sind  von  finanzieller  Unsicherheit  besonders 
betroffen. Viele haben Angst vor Mieterhöhung und Wohnungslosigkeit. 

Deshalb wollen wir im Bezirk niedrigschwellige Beratung ohne Angst vor Sanktionen und 
die  soziale  Anbindung  von  Erwerbslosen stärken. Diese  Angebote  sollten  sowohl  im 
Jobcenter  als  auch  in  Räumen  öffentlicher  oder  gemeinnütziger  Träger  bereitgestellt 
werden und die Bürokratie durch bürger:innennahe Sprache verständlicher machen.  Bei 
der Ombudsstelle, die bereits in der letzten Legislatur auf unseren Druck hin eingerichtet 
wurde, müssen die Beratungszeiten ausgebaut werden, um Leistungsempfänger:innen in 
der Kommunikation mit dem Jobcenter zu unterstützen.

Wir fordern ein Monitoring, um untertarifliche und sittenwidrige Löhne  systematisch zu 
erfassen und die Vermittlung sittenwidriger Arbeitsverhältnisse auszuschließen.

Außerdem  wollen  wir  unpassende  Stellenvorschläge  und  fehlendes  Verständnis  für 
Qualifikationen  durch  individuelle  Beratung  vermeiden.  Dazu  fordern  wir  eine 
Berichtspflicht zur Vermittlungspraxis und wollen ein intensiveres Berufskundentraining 
von Jobcenter Mitarbeiter:nnen unterstützen.

Um Angebote gezielt auszubauen, soll der Bezirk zudem regelmäßig Daten zur räumlichen 
Konzentration von Leistungsberechtigten nach dem SGB II (Grundsicherung) erheben und 
dem zuständigen Jobcenter zur Verfügung stellen. Auf dieser Grundlage wollen wir eine 
Bedarfsanalyse für zusätzliche soziale Beratungsräume im Bezirk entwickeln.

Die Unklarheit über Sozialleistungsansprüche und schwer verständliche Anträge wollen wir 
durch  transparente  und  verständliche  Information  ersetzen,  indem  wir 
Informationskampagnen  zu  Leistungsangeboten  auch  in  leichter  Sprache anbieten. 
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Zudem wollen wir frühzeitige Beratung bei Mietschulden anbieten, um Wohnungsverlust 
rechtzeitig zu vermeiden.

Öffentliches Geld nur für gute Arbeit
Nach  dem  Grundsatz  „Öffentliches  Geld  nur  für  gute  Arbeit“  hat  Die  Linke  in  Berlin 
durchgesetzt, dass öffentliche Aufträge nur an Unternehmen vergeben werden dürfen, die 
ihren Beschäftigten mindestens den Berliner Vergabe-Mindestlohn zahlen. Doch aktuell 
liegt dieser mit 13,69 Euro pro Stunde sogar unter dem Landesmindestlohn von 13,90 Euro, 
womit die Maßnahme wirkungslos ist. Das ist für uns nicht akzeptabel. Öffentliche Aufträge 
dürfen nicht zu Niedriglöhnen führen.

Wir setzen uns daher im Bezirk und  ganz Berlin für einen deutlich höheren Landes- und 
Vergabe-Mindestlohn und eine Koppelung an die Eingangsstufe des TV-L ein. Öffentliche 
Aufträge  sollen  grundsätzlich  nur  noch  an tarifgebundene  Unternehmen  und  Träger 
vergeben werden. Wer öffentliche Gelder erhält, muss auch Tariflöhne zahlen und gute 
Arbeitsbedingungen  garantieren.  Das  Bezirksamt  muss  auch  bei  der  Vergabe  von 
Aufträgen, Dienstleistungen und Zuwendungen an freie Träger konsequenter kontrollieren, 
ob der Vergabe-Mindestlohn und tarifliche Standards tatsächlich eingehalten werden. In 
Charlottenburg-Wilmersdorf  sollen  öffentliche  Gelder  keine  prekäre  Beschäftigung 
finanzieren.

Drogenpolitik und Suchthilfe
Wir  verfolgen  eine  akzeptierende  Drogenpolitik,  bei  der  die  Suchtprävention, 
gesundheitliche Versorgung und konkrete Hilfsangebote im Mittelpunkt stehen. Repression 
und Strafverfolgung lösen keine Suchtprobleme, sondern verschärfen sie.  Deshalb wollen 
wir im Bezirk aufsuchende Beratung für Drogenkonsument:innen deutlich ausbauen. Am 
Stuttgarter Platz und Bahnhof Zoo wollen wir die Einrichtung eines Drogenkonsumraums 
voranbringen, wo Drug-Checking-Angebote und geschützter Konsum im Sinne einer Harm 
Reduction   möglich  werden.  Durch  diese  Angebote  kann  der  Konsum  risikoreduziert 
gestaltet werden.

Konsumierende  Menschen   brauchen  sichere  Orte,  an  denen  sie  Beratung  und 
Unterstützung erhalten ohne Angst vor Stigmatisierung oder Verfolgung. Wir setzen  uns 
für eine stationäre, niedrigschwellige Beratungsstelle im Bezirk ein, die als verlässlicher 
Anlaufpunkt für Beratung, Betreuung und gesundheitliche Unterstützung dient.

Betroffene von Obdachlosigkeit unterstützen
In Charlottenburg-Wilmersdorf steigt die Zahl der wohnungs- und obdachlosen Menschen 
seit  Jahren  drastisch.  Insbesondere  am Bahnhof  Zoo  oder  am Stuttgarter  Platz  wird 
Obdachlosigkeit  immer  sichtbarer.  Die  Gründe  sind  komplex:  Hohe  Mieten,  Sucht, 
psychische Erkrankungen oder eine fehlende Krankenversicherung tragen dazu bei, dass 
vor allem Menschen mit geringem Einkommen, EU-Bürger:innen ohne Leistungsanspruch 
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und Personen mit psychischen oder Suchterkrankungen zunehmend von Obdachlosigkeit 
gefährdet  sind.  Doch  das  Bezirksamt  und  der  Senat  schlafen  beim  Ausbau  von 
Präventionsmaßnahmen,  sozialer  Wohnhilfe  oder  bei  der  sozialen  Regulierung  des 
Wohnungsmarktes. Als Die Linke wollen wir, dass kein Mensch auf der Straße leben muss 
und wollen das präventive Hilfsangebot deutlich ausbauen.

Wohnungslosigkeit  aufgrund  hoher  Mietbelastung  im  Bezirk  oder  wegen  Kündigung 
aufgrund von Mietschulden oder Eigenbedarf wollen wir  schon vor Eintritt  verhindern, 
indem  wir  die  Fachstelle  für  soziale  Wohnhilfe  stärken,  ein  Frühwarnsystem  für 
Mietschulden zusammen mit Vermieter:innen erarbeiten und öffentlich zu Ansprüchen aus 
dem SGB II/XII und Hilfsangeboten aufklären.

Die Unterbringung in Sammelunterkünfte wollen wir weitestgehend durch dauerhaft eigene 
Wohnungen für auf der Straße lebende Personen ersetzen, indem wir bestehende “Housing 
First”  Projekte  unterstützen  und  ausbauen und  verstärkt  mit  landeseigenen 
Wohnungsbaugesellschaften zusammenarbeiten. 

Sichtbare Obdachlosigkeit, insbesondere an Brennpunkten wie dem Bahnhof Zoo oder dem 
Stuttgarter Platz, soll durch kontinuierliche Unterstützung statt Verdrängung langsam und 
nachhaltig verringert werden. Dazu verlangt Die Linke, dass  mehr Sozialarbeiter:innen- 
und Streetworker:innen-Stellen geschaffen werden. 

Insbesondere bei langjähriger Obdachlosigkeit sind die Hürden zurück in ein würdevolleres, 
teilhabendes  Leben  hoch.  Für  eine  vertrauensvolle  Zusammenarbeit  mit  betroffenen 
Menschen braucht es sichere, langfristige Ansprechpersonen. Wir setzen uns daher für 
eine langfristige und sichere finanzielle Unterstützung der Träger ein. 

Die  mobilen  medizinischen  Angebote  für  Obdachlose wollen  wir  ausbauen und  die 
Zusammenarbeit mit bestehenden Ambulanzen stärken, um medizinische Versorgung trotz 
oftmals fehlender Krankenversicherung zu gewährleisten.

Hitze- und Kälteschutz ausbauen
Mit der Klimakatastrophe erhöht sich die Zahl der Hitzetage, die Gesundheit vulnerabler 
Gruppen gefährden, insbesondere von Älteren, Kranken und Kleinkindern. Das letzte Winter 
hat  aber  auch  gezeigt,  dass  viele  einkommensschwache  Menschen  in  unsanierten 
Gebäuden wohnen, sich die hohen Heizkosten nicht leisten können und deswegen in kalten 
Tagen frieren. Außerdem werden für obdachlose Menschen besonders hohe und niedrige 
Temperaturen  zum  Überlebenskampf. Der  Bezirk  ist  weder  städtebaulich  noch 
organisatorisch so aufgestellt, dass besonders gefährdete Menschen geschützt werden.

Daher wollen wir im Rahmen eines Hitze- und Kälteaktionsplans umfassende Hitze- und 
Kälteschutzmaßnahmen erarbeiten und umsetzen. Wir stellen möglichst flächendeckend 
Räume in  bezirkseigenen Liegenschaften wie Bibliotheken, Nachbarschaftshäuser oder 
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auch das Rathaus zur Verfügung, wo sich Menschen bei hohen und besonders niedrigen 
Temperaturen kostenfrei aufhalten können. Trinkwasser, heiße und kühle Getränke sowie 
Sitzgelegenheiten und Sanitäranlagen sollen  kostenfrei zur Verfügung gestellt werden. Wir 
bauen auch Druck auf den Senat auf, mehr Kältebusse einzusetzen und die ausreichend 
zu finanzieren, um Menschen vor dem Erfrieren zu schützen.

Um  insbesondere  in  hitzebelasteten  Quartieren  die  Außentemperatur  zu  senken, 
entsiegeln und begrünen  wir Straßen und Plätze. An mehreren Orten im Bezirk werden 
sogenannte  Cooling  Points  eingerichtet,  die  durch  Verschattung,  Nebelstelen  mit 
Sprühnebel (wie in Wien) und Trinkbrunnen Abkühlung bieten. Die Anzahl der kostenlosen 
Trinkbrunnen wird  weiter  ausgebaut.  Öffentliche  Spielplätze  sollen  mit 
Sonnenschutzsegeln ausgestattet werden. Die Einrichtung von Wasserspielplätzen wollen 
wir ausweiten. Schulhöfe werden systematisch entsiegelt und begrünt.

Flächendeckende gesundheitliche Versorgung
Im Vergleich zu anderen Berliner Bezirken genießt Charlottenburg-Wilmersdorf eine gute 
ärztliche Versorgungslage. Trotzdem fehlen vor allem in den Randgebieten fachärztliche 
Angebote,  besonders  für  vulnerable  Gruppen:  Senior:innen,  Menschen  mit 
Migrationsgeschichte oder Transpersonen. Mehrsprachige Therapie- und Pflegeangebote 
sind kaum vorhanden. Diese Versorgungslücken müssen geschlossen werden.

Die  Krankenhäuser  im  Bezirk  müssen  mit  ausreichenden  Bettenkapazitäten  und 
Rettungsstellen-Kapazitäten ausgestattet werden, Versorgungslücken frühzeitig erkannt 
und behoben werden. Krankenhausschließungen wie die Schließung der Schloßparkklinik 
sollen in Zukunft verhindert werden, um ein möglichst flächendeckendes Angebot aller 
ärztlichen  Fachrichtungen  zu  gewährleisten.  Zudem  muss  eine  flächendeckende 
Notfallversorgung aufrechterhalten werden.

In den vergangenen Jahren ist der  sozialpsychiatrische Dienst wegen der zu geringen 
personellen Ausstattung und des zeitgleichen Bedarfsanstiegs an seine Belastungsgrenzen 
gestoßen. Daher wollen wir das Personal deutlich aufstocken, um Menschen entsprechend 
zeitnah versorgen zu können. 

Charlottenburg-Wilmersdorf ist einer der ältesten Bezirke in Berlin,  doch nach wie vor 
fehlen gezielte und niedrigschwellige Angebote für Senior:innen, insbesondere wenn diese 
von  Altersarmut  betroffen  sind  und/oder  Migrationsgeschichte  haben. 
Daher fordern wir den Ausbau von Angeboten wie beispielsweise über das Projekt “Berliner 
Hausbesuche”, die immer auch mehrsprachig und in Kooperation mit Akteur:innen wie dem 
Pangea-Haus erfolgen müssen.

Präventions- und Aufklärungsarbeit erweitern
Gesundheit sollte nicht erst zum Thema werden, wenn Leistungen und Angebote wegfallen 
oder Menschen krank werden. Daher setzen wir auf Maßnahmen der Prävention sowie 
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Aufklärung und umfassende Angebote für gesundheitliche Vorsorgeuntersuchungen, um 
das Gesundheitssystem langfristig zu entlasten. Angebote für eine gesunde Lebensweise 
aber auch zur Förderung seelischer Gesundheit wie zum Beispiel das Programm „Gesund 
aufwachsen“  wollen  wir  ausbauen  und  vollständig  ins  Schulsystem integrieren,  damit 
Kinder unter gleichen Startbedingungen gesund aufwachsen können. Präventionsketten 
und -angebote müssen bis ins Erwachsenenalter reichen und alle Bevölkerungsgruppen 
ansprechen – wir wollen diese weiter stärken und in mehreren Sprachen etablieren, um 
möglichst  auch  diejenigen  zu  erreichen,  die  auf  Grund  von  Sprachbarrieren 
Zugangsschwierigkeiten  haben.  Neue   Erkenntnisse  über  mögliche  Risiken 
gesellschaftlicher  Entwicklungen,  wie  beispielsweise  über  die  Mediennutzung  im 
Kleinkindalter, sollen rasch in Präventions- und Aufklärungsprogramme integriert werden. 

Mehr Investitionen in Sport für alle 
Berlin  versenkt  Millionen  für  die  Bewerbung  von  Olympia  oder  NFL-Spiele,  während 
angeblich  das  Geld  für  die  Sanierung  unserer  maroden  Sportanlagen  fehlt  und 
Schwimmhallen  wegen  Sanierungsstau  geschlossen  bleiben.  Wartelisten  von 
Sportvereinen werden immer  länger,  Vereine  bekommen nur  begrenzt  oder  gar  keine 
Platzzeiten und überall fehlen Platzwarte. 

Wir sagen: Schluss mit Prestigeprojekten für wenige – wir fordern Sport für alle!

Wir setzen uns dafür ein, dass der Senat endlich ausreichend Mittel in die Instandsetzung 
unserer  Schwimm-  und  Sportanlagen steckt.  Damit  Vereine  ihre  Angebote  aufrecht 
erhalten und ausbauen können, wollen wir  Schulhöfe und schulische Sportanlagen an 
Nachmittagen und Wochenenden öffnen. Diese sollen außerhalb der Vereinszeiten auch 
den Nachbarschaften zur Verfügung stehen, damit Menschen in allen Kiezen unkompliziert 
Sport machen können.

Wir wollen, dass die Vergabe der Platz- und Hallenzeiten endlich in einem transparenten 
und  öffentlichen  Verfahren  erfolgt  und  auch  neu  gegründete  und  kleinere  Vereine 
genügend Zeiten zur Nutzung bekommen.

Wir haben uns erfolgreich für die Errichtung von Sportboxen eingesetzt. In unserem Bezirk 
werden für drei  Jahre testweise gut 30 Boxen an Sport- und Freizeitflächen in Parks 
errichtet, über die unkompliziert und kostenfrei Sportgeräte ausgeliehen werden können. 
Sport darf keine Frage des Geldbeutels sein, daher werden wir uns dafür einsetzen, dass 
die Sportboxen dauerhaft stehen bleiben und möglichst über öffentliche Gelder finanziert 
und ausgeweitet werden.

Bei den Skateanlagen gehört unser Bezirk laut der ersten Skateparkerhebung von 2019 zu 
den Berliner Schlusslichtern. Die Qualität und Ausstattung der wenigen Anlagen ist im 
katastrophalen  Zustand.  Deswegen  haben  wir  bereits  vor  Jahren  eine  neue 
bedarfsgerechte Skateanlage gefordert, die noch immer nicht errichtet ist. Wir setzen uns 
weiter  dafür  ein,  dass  unser  Bezirk  endlich  einen  neuen  Skatepark für  Freizeit-  und 
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Leistungssport bekommt, der gemeinsam mit dem 1. Berliner Skateboardverein geplant 
wird. Wer für Olympia trainieren möchte oder aus Freude skaten möchte, braucht einen 
Skatepark, der seinen Namen verdient.

So wie in allen Lebensbereichen macht der Anstieg von Diskriminierung, Rassismus und 
Antisemitismus auch vor dem Sport keinen Halt. In unzähligen Fällen wurden Sportler:innen 
antisemitisch und/oder rassistisch beleidigt und bedroht oder Opfer von Gewalt. Die Zahlen 
solcher Vorfälle steigen im Bezirk jährlich und sind auf einem berlinweit hohen Niveau. Wir 
wollen  Sportvereine  dabei  unterstützen,  ihre  Zusammenarbeit  mit  Anlaufstellen  und 
Initiativen gegen rechts auszubauen, um mithilfe von geschultem Personal Strategien und 
Maßnahmen gegen  Hass  und  Hetze zu  entwickeln  und  die  Widerstandsfähigkeit  von 
Mitgliedern gegen rechtsextreme und antisemitische Propaganda zu fördern.

Neben dem organisierten Sport wollen wir den offenen und niedrigschwelligen Sport im 
öffentlichen Raum gezielt  stärken. Dazu gehören zum Beispiel  kleinere Spielfelder mit 
Boule, Bewegungs- und Parcoursanlagen, Skate- und Rollsportanlagen sowie Boulder-, 
Kletter- und Calisthenics-Angebote. Öffentliche Sport- und Bewegungsflächen müssen 
dabei immer mit  Sitzgelegenheiten,  barrierefreien Zugängen und öffentlichen Toiletten 
ausgestattet werden.
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6.Integration, Partizipation und 
Antidiskriminierung

Wir befinden uns in einer Zeit der Rückschritte. Die neuen Rechten scheuen nicht, offen 
rassistische,  queerfeindliche,  sexistische  und  diskriminierende  Positionen  in  die 
Gesellschaft  zu  tragen.  Auch  unser  Bezirk  bietet  Nährboden  für  Radikalisierung:  die 
Bibliothek des Konservativismus in Charlottenburg und die Redaktion der Jungen Freiheit 
in  Wilmersdorf  sind  wichtige  Akteure  für  diese  Entwicklung.  Zunehmend  sind  diese 
Denkweisen auch von den bürgerlichen Parteien und Medien mitgetragen, relativiert und 
normalisiert, besonders Migrant:innen und Geflüchtete werden zu Sündenböcken für den 
Abbau des Sozialstaates  gemacht.  Gleichzeitig  betreibt  der  schwarz-rote Senat  eine 
Kürzungswelle,  die  Kernaufgaben  wie  interkulturelle  Bildung,  Sprachförderung, 
Frauenschutzhäuser  oder  queere  Anlaufstellen  streicht  –  und  gefährdet  damit  die 
Bemühungen, eine gerechte Gesellschaft von Morgen aufzubauen.

Als Die Linke stehen wir diesen Entwicklungen entschlossen entgegen. Wir setzen uns für 
einen Bezirk ein, in dem nicht stumm nebeneinander gelebt wird, sondern miteinander, im 
Austausch  über  unsere  Unterschiede  und  Gemeinsamkeiten.  Der  Weg  zu  einer 
toleranteren  Gesellschaft  ist  nicht  selbstverständlich,  sondern  muss  strukturell 
ermöglicht werden – durch Räume für nachbarschaftlichen Austausch, durch Beiräte, die 
über tatsächliche politische Macht verfügen und durch intersektionelle Anlaufstellen, die 
Rassismus und Diskriminierung im Alltag dokumentieren und verfolgen. 

Wir sehen die Aufgaben der Integration und Teilhabe als zentrale Pflichten des Bezirks, 
die  dauerhafte  Finanzierung  statt  prekäre  Projektstellen  verlangen.  Zusammen  mit 
zivilgesellschaftlichen  Organisationen  und  Initiativen  wollen  wir  für  eine  gerechtere 
Gesellschaft kämpfen, von der wir letztendlich alle profitieren.

Barrierefreiheit in öffentlichen Gebäuden
Deutschland hat sich durch die UN-Behindertenrechtskonvention verpflichtet, Barrieren in 
der öffentlichen Infrastruktur  abzubauen. Doch wenn der Aufzug im Rathaus oder am 
Bahnhof mal wieder wochenlang stillsteht oder die Durchsagen nicht funktionieren, sieht 
die Praxis anders aus. Dabei helfen barrierearme Strukturen uns allen: die meisten von uns 
erleben im Laufe des Lebens temporäre oder chronische Behinderung.  

Deswegen fordern wir, dass der öffentliche Nahverkehr und öffentliche Einrichtungen wie 
Ämter,  Schulen,  Wahllokale,  Sportanlagen  oder  Kultureinrichtungen  sowie  digitale 
Angebote  grundsätzlich barrierearm gestaltet werden müssen. Infrastruktur,  die Geh-, 
Seh- und Hörbehinderte unterstützt, muss dauerhaft finanziert und organisiert werden, 
insbesondere  muss  nicht  nur  die  Anschaffung,  sondern  auch  die  Instandhaltung und 
schnelle Reparatur mitgedacht werden. 
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Auch bei  der  Vergabe der Sozialwohnungen müssen die besonderen Bedürfnisse von 
behinderten und pflegebedürftigen Personen einbezogent werden.

Intersektionelles Antidiskriminierungsbüro
Wir  freuen  uns,  dass  unser  Bezirksamt   Beauftragte  für  Integration,  Menschen  mit 
Behinderung und Gleichstellung beschäftigt, doch trotz unserer langjährigen Forderungen 
gibt es auf der Bezirksebene keine öffentliche Anlaufstelle für Menschen, die wegen ihrer 
queeren  oder  jüdischen  Identität  Diskriminierung  erfahren,  sowie  keine  offizielle 
Anlaufstelle  für  Opfer  von  rechter  Gewalt.  Wir  wollen  nach  Vorbild  anderer  Bezirke 
Queerbeauftragte und Beauftragte gegen Antisemitismus und Rassismus einstellen, um 
diese Personengruppen vor der zunehmenden Diskriminierung zu schützen.

Obwohl die existierende Strukturen wichtige Arbeit leisten, fehlen die Personalkapazitäten 
um  institutionelle  Diskriminierung  grundlegend  zu  bekämpfen.  Auch  erleben  viele 
Betroffene Mehrfachdiskriminierung. Aus diesem Grund wollen wir die Kompetenzen im 
Kampf gegen Sexismus, Rassismus, Antisemitismus und Queerphobie bündeln und in Form 
eines intersektionellen Antidiskriminierungsbüros stärken. 

Dabei ist unsere oberste Priorität, dass die Beauftragten keine leere Figuren sind, sondern 
genügend unterstützendes Personal, gesicherte dauerhafte Finanzierung und genügend 
Befugnisse erhalten  um  selbständig  und  unabhängig  Verstöße  gegen 
Antidiskriminierungsgesetze zu verfolgen.

Rassistische Gewalt verhindern - Betroffene schützen
Das „Register  Berlin“  erfasst  auch  in  Charlottenburg-Wilmersdorf  rechtsradikale  und 
diskriminierende  Vorfälle,  mit  Rassismus  und  Antisemitismus  als  die  häufigsten  zwei 
Motiven der Vorfälle. Wir dürfen nicht zulassen, dass Gewalt unsere Mitmenschen aus dem 
Bezirk vertreibt. Daher werden wir das Register stärken und dauerhaft finanzieren. Auf 
Basis  der  erhobenen  Daten  werden  wir  im  Rahmen  des  intersektionellen 
Antidiskriminierungsbüros  konkrete Maßnahmen erarbeiten, um Menschen vor weiteren 
Angriffen zu schützen. 

Wir setzen uns entschlossen gegen jegliche Form von Gewalt ein und verlangen, dass 
Vorfälle dokumentiert und verfolgt werden. Dazu benötigen wir  Anlaufstellen außerhalb 
der  Polizei,  an  die  sich  Betroffene  bei  Bedarf  auch  anonym  wenden  können  und 
selbstbestimmt  den  Meldeprozess  mitgestalten  können.  Alle  öffentliche  Einrichtungen 
müssen  als Erstanlaufstelle für  Betroffene  mit  besonders  geschultem  Personal 
ausgestattet  werden.  Die  betroffenen Gruppen sind  regelmäßig  in  die  Evaluation von 
solchen Angeboten einzubinden. 

Präventionsarbeit ist eine wichtige Komponente der  Gewaltverhinderung. Wir verlangen 
für diese Arbeit eine stabile Finanzierung statt von Kürzungen bedrohte Kettenverträge. 
Dabei sind  Schulen ein besonders wichtiges Ort, um Antirassismus, interreligiöses und 
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interkulturelles  Verständnis  früh  zu  verankern;  Projekte  wie  meet2respect  müssen 
gefördert werden.

Antisemitismus bekämpfen - jüdisches Leben sichtbar machen
Charlottenburg-Wilmersdorf ist ein Ort vielfältigen jüdischen Lebens. Wir haben nicht nur 
zahlreiche Synagogen und jüdische Einrichtungen bei uns, sondern auch der TuS Makkabi 
Berlin trainiert bei uns im Bezirk. Doch in den letzten Jahren sind die Angriffe auf jüdische 
Menschen gestiegen. Nach wie vor tut der Bezirk zu wenig, um Schutz zu gewährleisten, 
sich kritisch mit  allen Formen des Antisemitismus auseinanderzusetzen und  jüdisches 
Leben  sichtbar  zu  machen.  Wir  stellen  uns  entschieden  gegen  jede  Form  von 
Antisemitismus und  sorgen weiterhin dafür, dass jüdisches Leben sichtbar bleibt.

Wir setzen uns weiterhin dafür ein, dass eine Beauftragtenstelle gegen Antisemitismus in 
Vollzeit (so wie bereits in Lichtenberg) geschaffen wird. Sie ist Ansprechperson für die 
Betroffenen und baut die Zusammenarbeit mit Vereinen, Gemeinden und Verbänden aus, 
um Strukturen gegen Antisemitismus im Bezirk zu stärken, präventiv tätig zu werden und 
Institutionen gegen Antisemitismus zu unterstützen. Der:die Beauftragte wirkt zudem in die 
Verwaltung hinein,  um sicherzustellen,  dass der  Grundsatz der  allgemeinen Gleichheit 
ausnahmslos Anwendung findet.

Im Rahmen des Berichts des Berliner Antisemitismusbeauftragten vom Dezember 2021 
wurden  berlinweit  290  Straßen  und  Plätze  identifiziert,  die  antisemitischen  Bezüge 
aufweisen, zahlreiche davon bei uns im Bezirk. Wie bereits 2022 von uns gefordert, aber 
durch die anderen Fraktionen der BVV abgelehnt, wollen wir eine Kommission einrichten, 
die sich auf Basis des vorgelegten Berichts kritisch mit Namen von Straßen und Plätzen im 
Bezirk  auseinandersetzt,  die  antisemitische  oder  andere  rassistische  oder 
menschenverachtende Bezüge aufweisen. Diese Auseinandersetzung darf nicht losgelöst 
von  der  Zivilgesellschaft  stattfinden,  sondern  muss  mit  ihr  gemeinsam  in  einem 
Dialogprozess  in  Gang  gesetzt  werden.  In  vielen  Fällen  wird  im  Bericht  eine 
Kontextualisierung,  in  anderen  auch  eine  Umbenennung  vorgeschlagen.  Dies  gilt  es 
umfassend im Rahmen einer Expert:innenkommission zu diskutieren. Der Bericht dieser 
Kommission muss die Grundlage für den Umgang des Bezirks sowie den im Bezirk lebenden 
Menschen mit dem historischen Erbe und der Tatsache finden, dass Antisemitismus leider 
noch immer im öffentlichen Raum präsent ist.

Städtepartnerschaften stärken und ausbauen
Städtepartnerschaften – von Partnerschaften in Deutschland über Karmiel in Israel bis hin 
zu Kiew-Petschersk in der Ukraine – wollen wir fortsetzen und vertiefen. Außerdem wollen 
wir  eine  Städtepartnerschaft  mit  einer  palästinensischen  Gemeinde vereinbaren.  Der 
kulturelle Austausch und das voneinander Lernen in  Bereichen  wie Verwaltung, Schule, 
Sport  oder  Klimaschutz  bauen Vorurteile  ab und festigen in  Zeiten der  zunehmenden 
weltweiten Krisen Beziehungen und sichern Frieden von unten.
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Interreligiösen Dialog wiederbeleben und öffnen
Das  Bezirksamt  hat  in  dieser  Legislatur  den  Interreligiösen  Dialog  mit  Verweis  auf 
Personalmangel  eingestellt.  Das halten wir  für  falsch!  Die zunehmenden rassistischen, 
antimuslimischen und antisemitischen Vorfälle zeigen, dass das Verständnis untereinander 
und füreinander noch ausgebaut werden muss. Auch die weltweiten Krisen wirken sich auf 
die bei uns im Bezirk ansässigen Religions- und Glaubensgemeinschaften aus. In diesen 
Zeiten  ist  der  Dialog  besonders  wichtig,  um den  Austausch  zwischen  den  einzelnen 
Religions- und Glaubensgemeinschaften sowie zwischen diesen und dem Bezirksamt zu 
ermöglichen.

Um  eine  kontinuierliche  und  strukturierte  Kommunikation  zu  gewährleisten  und  den 
Austausch  und  die  Zusammenarbeit  weiter  zu  stärken,  soll  der  Interreligiöse  Dialog 
zukünftig  wieder  regelmäßig  stattfinden,  unter  Einbeziehung  des  Bezirksbeirat  für 
Partizipation und Integration sowie der Fraktionen in der BVV. Das Integrationsbüro kann 
auf Grund der knappen personellen Ressourcen nur unterstützend wirken und nicht die 
Hauptverantwortung übernehmen.  Langfristig  wollen wir  das  Integrationsbüro stärken, 
damit alle wichtigen Aufgaben vollumfänglich übernommen werden können.

Frauenschutzräume und Unterstützungsangebote
Leider  ist  Gewalt  gegen Frauen*  auch in  unserem Bezirk  ein  Problem.  Doch statt  zu 
handeln,  wird  öfter  gestrichen:  viele  Präventions-  und  Aufklärungsprogramme, 
Frauenhäuser und Anlaufstellen sind von der Kürzungswelle in der letzten Jahren betroffen. 
Dabei sind das die Programme, die Leben retten und unseren Bezirk dauerhaft zu einem 
sichereren Ort machen. In Charlottenburg-Wilmersdorf müssen wir uns am berlinweiten 
Ausbau von Frauenhäusern und Notunterkünften für Opfer häuslicher Gewalt beteiligen. 
Auch  Aufklärung und Beratung zu häuslicher Gewalt, Schwangerschaftsabbrüchen und 
Familienplanung wollen wir im Bezirk ausbauen. 

Bei diesen Themen muss ein enger Austausch mit dem Netzwerk FrauenForum CW für die 
BVV verpflichtend sein. 

Auch eine digitale Meldestelle für  schlecht beleuchtete öffentliche Räume,  wie Parks, 
Straßen oder Parkplätze und gezielte Nachbesserung ist  eine wichtige Maßnahme für 
verbesserte Sicherheit.

Integration als Pflichtaufgabe des Bezirks
Integration ist eine dauerhafte, fundamentale Aufgabe jedes Bezirks – und genauso wie 
Jugend- oder Seniorenarbeit muss es als Pflichtaufgabe des Bezirks verankert werden. 
Dabei  soll  Integration  nicht  den  Verlust  der  eigenen  Identität  von  Geflüchteten  und 
Migrant:innen bedeuten, sondern eine echte Möglichkeit, diese Gesellschaft mit eigenen 
Erfahrungen  und  Ansichten  zu  bereichern.  Die  aktuelle  Politik  der  zentralisierten 
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Unterkünfte für Geflüchtete ist eine Politik der Trennung statt Integration und ermöglicht 
es rechten Stimmen Angst und Misstrauen zu stiften. 

Wir sehen die dezentrale Unterbringung und integrierte Beschulung von Geflüchteten als 
Mindestbedingung  für  Integration.  Außerdem  benötigen  wir  niederschwellige 
Begegnungsorte  für  Menschen  verschiedener  Herkunft.  Stadtteil-  und 
Nachbarschaftshäuser wie die  Ulme35  oder das  Haus am Mierendorffplatz müssen in 
dieser  Rolle  gestärkt  und  nachhaltig  finanziert  werden;  das  Pangea-Haus  muss  als 
bezirksweites  Willkommenszentrum etabliert  und die  Finanzierung dauerhaft  gesichert 
werden. 

Das  Integrationsbüro benötigt  bessere  finanzielle  Unterstützung  und das  bestehende 
Personal  muss  wieder  deutlich  aufgestockt  werden.  Das  Integrationsbüro  muss  nach 
Vorbild Lichtenbergs aus ein eigenständiges Budget  erhalten, um Angebote auszubauen.

Beim Senat setzen wir uns dafür ein, dass es keine weiteren Kürzungen beim bezirklichen 
Integrationsfonds geben darf. Stattdessen fordern wir eine deutliche Aufstockung, um die 
Akteursstrukturen im Bereich Integration zu stärken und Angebote dauerhaft auszubauen. 
Nur so kann das Zusammenwachsen alter und neuer Berliner:innen gelingen. 

Mehrsprachigkeit und Sprachförderung
Das Leben in unserer interkulturellen Metropole ist von vielen verschiedenen Sprachen 
geprägt;  unsere  Verwaltung  leider  nicht.  Ein  Amtsbesuch  ist  für  viele  nur  mit 
selbstorganisierten  Dolmetscher:innen  machbar.  Dabei  stellt  das  komplizierte 
Amtsdeutsch sogar für Muttersprachler:innen häufig eine Barriere dar. Deswegen müssen 
alle Dokumente, Formulare und Webseiten des Bezirks in verschiedenen Sprachen sowie 
in  leichter  Sprache verfügbar  sein.  In  der  Bezirksverwaltung  müssen  mehrsprachige 
Personen bevorzugt eingestellt werden und Spracherwerb muss ein Teil ihrer beruflichen 
Weiterbildung werden. 

Parallel dazu muss die Forderung von Deutschkursen ausgebaut werden: das Erlernen der 
Sprache ist der beste Weg zu echter Integration, Mitbestimmung und Teilhabe. Sowohl die 
Sprachangebote der Volkshochschulen als auch informelle Angebote wie Sprachcafés 
müssen Unterstützung finden. Dabei muss dringend anerkannt werden, dass Spracherwerb 
– gerade neben Arbeit und Familie – kein linearer oder einfacher Prozess ist. Öffentlich 
geförderte Sprachkurse müssen auch die Wiederholung von Stufen ermöglichen und die 
Sprachförderung „im Job“  durch die von Arbeitgeber:innen mitfinanzierten Sprachkurse 
ausgebaut  werden.  Wir  stellen  uns  entschieden  gegen  den  kürzlich  vom  Bund 
vorgenommen  Stopp  der  Integrationskurse  und  fordern  die  Fortsetzung  und  einen 
deutlichen Ausbau des Angebots.
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Unterstützung in Verwaltungsprozessen
Amtsgänge  sind  für  viele  –  mit  oder  ohne  Migrationshintergrund  –  anstrengend  und 
desorientierend,  die  Dokumente  lang  und  kompliziert  formuliert.  Digitale  Angebote 
erleichtern für viele den Zugang, stellen aber für andere eine neue Barriere dar. Deswegen 
müssen sich  digitale  Prozesse  und  Ansprechpersonen vor  Ort ständig  ergänzen.  Die 
Hürden  beim  Kontakt  zur  Verwaltung  müssen  dringend  abgebaut  werden.  Das 
Integrationsbüro  hat  zu  diesen  Zweck  die  ersten  Stellen  für  Verwaltungslots:innen 
geschaffen, die allen Menschen beim Umgang mit der Bezirksverwaltung zur Seite stehen; 
diese Stellen wollen wir angesichts des hohen Bedarfs ausbauen und dauerhaft sichern.

Partizipation stärken
Eine Demokratie kann nur durch Teilhabe und Partizipation auf allen Ebenen funktionieren. 
Die politische Arbeit im Bezirk ist von Bezirksbeirat für Partizipation und Integration, Beirat 
von und für Menschen mit Behinderung sowie Netwerk FrauenForum CW mitgetragen, 
doch  reale  politische  Macht  haben  diese  Strukturen  bisher  kaum.  Wir  fordern  die 
verpflichtende Einbindung von Beiräten und Interessengemeinschaften in die Arbeit des 
Bezirksamts, besonders bei Haushaltsverhandlungen und allen Themen, die diese Gruppen 
betreffen. Wir setzen uns für einen regelmäßigen  Austausch zwischen Zivilgesellschaft 
und Politik ein. 

Begegnungsorte stärken - Nachbarschaftskonflikte entschärfen 
Die  Nachverdichtung  vieler  Siedlungen,  Generationswechsel  und  unsichere,  kurze 
Mietverhältnisse haben dazu beigetragen, dass Nachbarschaftsbeziehungen geschwächt 
sind. Konflikte über Lärm, Müll oder Verwendung von Grünflächen entwickeln sich daher 
immer mehr zu Rechtsstreitigkeiten - oft  mit  rassistischen Untertönen gegenüber neu 
zugezogenen Nachbar:innen. Gleichzeitig werden gemeinschaftliche Räume, in denen der 
Dialog  über  gutes  Miteinander  zivil  geführt  werden  könnte,  immer  weiter  von 
konsumorientierten Einrichtungen verdrängt. 

Wir  fordern  die  Stärkung  von  Strukturen,  die  nicht  profitorientierte  Begegnungsorte, 
niederschwelligen Kontakt und Mitwirkung im engsten Umfeld ermöglichen: Mieterbeiräte, 
Nachbarschaftsvereine und ähnliche Strukturen brauchen politische Unterstützung. Sie 
müssen als eine wichtige Säule der Integration und Unterstützung von neu zugezogenen 
Personen anerkannt werden. Sie brauchen verlässliche, selbstverwaltete Räumlichkeiten 
und finanzielle Mittel zur Aktivierung der Nachbarschaft, Planung von Veranstaltungen und 
mehrsprachige Informationsangebote. In der Stadtplanung müssen neue Begegnungsorte 
in  jeder  Siedlung  aktiv  eingeplant  werden  und  dauerhaft  der  Gemeinschaft  zur 
Selbstverwaltung überlassen werden. So stärken wir nicht nur das Gemeinschaftsgefühl, 
sondern bieten auch die Möglichkeit,  die Anliegen der Nachbarschaft in die Politik zu 
tragen und systemische Lösungen von lokalen Konflikten zu suchen statt im Streit  zu 
versinken.
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Queeres Leben ist ein Teil unseres Bezirks
Das Wohnprojekt „Lebensort Vielfalt“ bietet Wohnungs- und Beratungsangebote für queere 
Menschen in Charlottenburg-Wilmersdorf;  diverse weitere kulturelle Angebote machen 
unseren Bezirk zu einem Ort des queeren Lebens. Doch es soll nicht ausgeblendet werden, 
dass auch hier queere Menschen Diskriminierungs- und Gewalterfahrungen machen. Vor 
allem gegen die trans* Community verzeichnet das Register CW besonders brutale Gewalt. 
Wir setzen uns seit Jahren für eine:n Queer-Beauftragte:n im Bezirk als Anlaufpunkt für 
Betroffene und Vertretung von queeren  Gemeinschaften  im Bezirksamt  ein.  Auch die 
Kürzungswelle, die queere  Veranstaltungen, Bildungs- und Beratungsangebote betrifft, 
muss  dringend  zurückgenommen  werden.  Unterstützungsangebote  für  queere 
Jugendliche als  eine  besonders  schutzbedürftige  Gruppe  müssen  flächendeckend  im 
ganzen  Bezirk  weiterentwickelt  werden.  Queerfeindlicher,  besonders  trans*feindlicher 
Rhetorik, die auch in unserem Bezirksparlament immer wieder stattfindet, stehen wir auch 
in der nächsten Wahlperiode laut und entschlossen entgegen.

Gleichstellung auf allen Ebenen
Die Gleichstellung der Geschlechter entwickelt sich nur schleichend voran. Gerade auf der 
Führungsebene, wo Zukunftsentscheidungen getroffen, Systeme verändert und Vorbilder 
geschaffen  werden,  ist  der  Frauenanteil  besonders  gering  -  egal  ob  in  der  Politik, 
Gesundheit, Verwaltung oder Bildung. Durch Empowerment-Programme müssen Frauen 
ermutigt  werden,  diese  Stellen  in  Betracht  zu  ziehen;  wo  diese  Programme  nicht 
ausreichen, müssen verpflichtende Antidiskriminierungsschulungen, „blinde“ Bewerbungen 
und letztendlich Quotierungen durchgesetzt werden, um Gleichstellung voranzutreiben.

Die Vorstellungen über vermeintlich geschlechtstypische “Fähigkeiten” und Arbeitsteilung 
werden früh gebildet. In jeder Schule und Kita müssen Programme unterstützt werden, die 
Vorurteile aktiv hinterfragen, die Bedeutung der Gleichstellung betonen und über ungleich 
verteilte “Care“-arbeit aufklären. Auch junge Männer sollen ermutigt werden, Pflege und 
Sorgeberufe in Betracht zu ziehen. Die Arbeitsstellen in der Bezirksverwaltung müssen 
genug Flexibilität aufweisen, sodass auch Alleinerziehenden der Zugang zu dieser Arbeit 
ermöglicht wird.

Auch in der BVV ist die Vereinbarkeit von Familie, Beruf und ehrenamtlicher politischen 
Arbeit mit  geeigneten Sitzungszeiten stärken, damit insbesondere Frauen die politische 
Teilnahme ermöglicht wird. Unsere BVV-Liste (sowie alle anderen Wahllisten von Die Linke) 
unterliegt  einer  freiwilligen  Quotierung;  wir  setzen  uns  auch  darüber  hinaus  für  die 
verpflichtende Vertretung von Fraueninteressen in der Politik ein.
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7.Bildung, Jugend und Familie
Gute Bildung, starke Jugendangebote und verlässliche Unterstützung für Familien sind 
zentrale  Voraussetzungen  für  soziale  Gerechtigkeit  im  Bezirk  Charlottenburg-
Wilmersdorf. Doch noch immer hängen Bildungschancen stark von der sozialen Lage ab. 
Selektive  Schulstrukturen  verstärken  Ungleichheiten,  während  viele  Schulen  mit 
sanierungsbedürftigen  Gebäuden,  knappen  Haushalten  und  problematischen 
Rahmenbedingungen im Alltag zu kämpfen haben. Gleichzeitig nehmen psychosoziale 
Belastungen bei Kindern und Jugendlichen zu, während Unterstützungsangebote häufig 
nicht ausreichend ausgestattet sind. Darunter leiden besonders Kinder und Jugendliche 
aus  Familien,  die  von  Armut  und/oder  Diskriminierung  betroffen  sind  oder  von 
alleinerziehenden Elternteilen.

Als Die Linke wollen wir Bildungs- und Jugendarbeit wieder zur Priorität machen, indem 
wir uns für bessere Ausstattung von Schulen, starke soziale Infrastruktur und gezielte 
Unterstützung für benachteiligte Standorte einsetzen.

In dieser Legislatur wollen wir gezielt Ressourcen für benachteiligte Kieze zum Erhalt und 
zur  Unterstützung  von  Bildungs-  und  Jugendeinrichtungen  sichern.  Wir  wollen 
Anlaufstellen  für  Familienberatung  sowie  die  Schulsozialarbeit  und  Jugendzentren 
stärken. Dazu wollen wir präventive Angebote statt Krisenmanagement priorisieren. 

Starke Schulen für Charlottenburg Wilmersdorf
Als  Die  Linke  wollen  wir  Gemeinschaftsschulen  im  Bezirk  stärken  und  ausbauen.  In 
Charlottenburg-Wilmersdorf  sind  Bildungserfolge  immer  noch  stark  von  der  sozialen 
Herkunft abhängig. Die frühe Selektion nach der 6. Klasse verstärkt soziale Unterschiede 
und die  Schulwahl  übt  hohen Druck auf  Familien auf.  Deshalb setzen wir  uns für  ein 
kindgerechtes,  längeres  gemeinsames  Lernen und  weniger  Selektionsdruck  bei 
Schulkindern  ein.  Wir  wollen,  dass  die  Schule  ein  Ort  des  Lernens  und  des  sozialen 
Ausgleichs bleibt.  Dazu  wollen  wir  gezielt  den  Erhalt  und  den  Ausbau  von 
Gemeinschaftsschulen unterstützen. 

Des Weiteren wollen wir als Die Linke die Arbeitsbedingungen für Lehrkräfte insbesondere 
an  Charlottenburger  Schulen  verbessern.  Durch  den  hohen  Verwaltungs-  und 
Dokumentationsaufwand,  fachfremde  Zusatzaufgaben  und  den  Mangel  an  Zeit  für 
individuelle Förderung sind Lehrkräfte im Bezirk stark überlastet. Wir wollen sie entlasten, 
indem  wir  zusätzliche  Verwaltungsstellen  an  Schulen  einrichten, multiprofessionelle 
Teams  zur  Aufgabenverteilung ausbauen und funktionierende digitale  Infrastruktur  an 
Schulen sicherstellen. 

Außerdem  muss  der  Sanierungsstau  baufälliger  Schulen im  Bezirk  endlich  aufgeholt 
werden. Als Die Linke wollen wir, dass die Renovierung und Sanierung maroder Schulen im 
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Bezirk  endlich  vorangetrieben  werden, damit  Schüler:innen  endlich  in  ausreichend 
ausgestatteten Klassenzimmern und kleineren Klassenverbänden lernen können. 

Wir  fordern  zudem  die  Etablierung  ganzheitlicher  Unterstützungssysteme,  um  der 
zunehmenden  psychischen  Belastung  von  Lehrkräften  zu  begegnen  und  Schulen  als 
Schutz-  und  Entwicklungsräume  zu  erhalten.  Dazu  will  Die  Linke  den  Ausbau  von 
Schulsozialarbeit  sowie  den  verstärkten  Einsatz  von Schulpsycholog:innen  und 
Integrationsfachkräften im Bezirk fördern. Auch muss eine stärkere Kooperation zwischen 
Schulen und Jugendhilfe stattfinden. 

Die Schwächsten im Bildungssystem unterstützen
Das  deutsche  Bildungssystem  trennt  früh  in  Leben  die  vermeintlichen 
„Leistungsschwachen“  von  „Erfolgsgeschichten“  –  und  verstärkt  damit  das 
Selbstverständnis der Jugendlichen, das sie oft das ganze Leben prägt. Dabei ist Bildung 
der beste Weg, sich und die Welt besser zu verstehen, gesellschaftlichen Aufstieg zu 
ermöglichen  und  Toleranz  für  unterschiedliche  Sichtweisen  zu  entwickeln.  Deswegen 
sollen Schulabbrüche, oft systemisch bedingt durch mangelnde Sprachkenntnisse oder 
Armut, nach allen Möglichkeiten verhindert werden.

Nach Vorbild aus dem Ausland wollen wir ehrenamtliche Peer- und „Vorbilder“-Programme 
unterstützen, die betroffene Kinder und Jugendliche mit Vertrauenspersonen verbinden. 
Außerdem  muss  der  Bezirk  Nachmittagsbetreuungsoptionen in  Schulen  und 
Jugendzentren  unterstützen,  denn  diese  Angebote  bieten  sozialen  Ausgleich  und 
informelle  Sprachförderung.  Auch  der  Wiedereinstieg  ins  Bildungssystem bei 
unabgeschlossener  Schulbildung  muss  mit  niederschwelligen  Anlaufstellen  und  der 
Möglichkeit der Abendschule flexibel ermöglicht werden. Willkommensklassen und andere 
Integrationsmaßnahmen für Schüler:innen brauchen deutlich mehr Ressourcen, um eine 
tatsächliche, rechtzeitige Inklusion zu ermöglichen.

Mehr Sicherheit und Ressourcen für Jugendeinrichtungen
Im  Bezirk  wollen  wir  außerdem  gegen  die  Unterfinanzierung  von 
Jugendfreizeiteinrichtungen  und  die  ungleiche  Angebotsdichte  zwischen  den  Kiezen 
vorgehen  und  Jugendzentren  sichern  und  ausbauen.  Wir  fordern  die  dauerhafte 
Finanzierung von bestehenden Einrichtungen. Insbesondere in sozial belasteten Kiezen 
wie Charlottenburg-Nord müssen neue Standorte für Jugendarbeit entstehen. Wir setzen 
uns zudem dafür ein, Räume für Jugendarbeit bereits in den Bebauungsplänen des Bezirks 
verbindlich festzuschreiben. So schaffen wir verlässliche und wohnortnahe Anlaufstellen 
für  Jugendliche  sowie  Schutz-  und  Beteiligungsorte  für  junge  Menschen.  Wir  wollen 
Jugendbeteiligung im Bezirk stärken.
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Familienarmut bekämpfen 
Kinderarmut  ist  in  Charlottenburg-Wilmersdorf  trotz  des  hohen  gesamtbezirklichen 
Wohlstands die Realität vieler Familien. Wir wollen soziale und gesellschaftliche Teilhabe 
unabhängig vom Einkommen ermöglichen und Armut auf Bezirksebene aktiv bekämpfen. 
Dazu werden wir die  Koordinationsstellen gegen Kinder- und Familienarmut im Bezirk 
stärken. Wir fordern außerdem den Ausbau kostenfreier Freizeit- und Bildungsangebote 
und setzen uns dafür ein, dass die Armuts- und Sozialberichterstattung im Bezirk lückenlos 
fortgeführt wird. 

Familien- und Stadtteilzentren stärken
Familien- und Stadtteilzentren sind zentrale Anlaufstellen für die Bürger:innen unseres 
Bezirks. Doch trotz steigendem Bedarfs sind sie seit Jahren chronisch unterfinanziert. Der 
Kürzungsdruck und die fehlende Planungssicherheit bedrohen ihre Existenz massiv. Als Die 
Linke kämpfen wir für den Erhalt dieser stabilen und wohnortnahen Infrastruktur als Orte 
der  Begegnung  und  Integration.  Wir  fordern  eine verlässliche  Finanzierung  durch 
mehrjährige  Zuwendungsvereinbarungen für  Familien-  und  Stadtteilzentren  und 
regelmäßige sozialräumliche Bedarfserhebungen, um das Angebot gezielt dort zu stärken, 
wo es am dringendsten gebraucht wird. 

Niedrigschwellige Familienangebote ausbauen
Die Beratungsangebote für Familien zu Themen wie Kindesunterhalt oder Kita-Gutscheinen 
sind im Bezirk zu stark zersplittert. Dadurch entstehen hohe Hürden für Antragsteller:innen, 
insbesondere in Kiezen mit einer schweren Erreichbarkeit von Hilfsangeboten. Deshalb 
fordern wir als Die Linke eine One-Stop-Unterstützung im Sozialraum durch die Einrichtung 
bzw. den Ausbau zentraler und dezentraler Familienservicebüros. Zusätzlich fordern wir 
eine regelmäßige Berichterstattung über die Inanspruchnahme dieser Einrichtungen im 
Bezirk. 

Kitaqualität strukturell verbessern
Wir fordern gute Arbeitsbedingungen, kleinere Gruppen und verlässliche pädagogische 
Qualität für alle Kinder – unabhängig vom Wohnort sowie eine dauerhafte und verlässliche 
Finanzierung  frühkindlicher  Bildung  als  fester  Bestandteil  der  öffentlichen 
Daseinsvorsorge. Dafür wollen wir als Bezirksverband eine Initiative zur Verbesserung des 
Personalschlüssels  auf  Landesebene  erarbeiten  und  den  Bezirkshaushalt  gezielt 
zugunsten frühkindlicher Förderung umschichten. Einrichtungen in sozial benachteiligten 
Kiezen werden wir dabei priorisieren und durch mehrjährige Finanzierungsvereinbarungen 
mit  freien  Trägern  absichern.  Zudem  fordern  wir  einen  regelmäßigen  Qualitäts-  und 
Bedarfsbericht im Jugendhilfeausschuss.
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Spielplätze gemeinsam und inklusiv gestalten
In vielen Regionen unseres Bezirks fehlen Spielplätze, sie sind mit zu wenigen Spielgeräten 
ausgestattet, sind der Sonne ausgesetzt und nicht barrierearm.

Wir  wollen  bestehende  Spielplätze attraktiver  und  inklusiv  gestalten und  weitere 
Spielplätze errichten.  Wir  nehmen  uns  ein  Beispiel  am  Prozess  zur  Errichtung  des 
„Zauberspielplatzes“ im  Volkspark  Wilmersdorf  und  beziehen bei  allen  Planungen das 
Kinder-  und  Jugendparlament  und  die  Kinder  und  Jugendlichen  in  den  jeweiligen 
Bezirksregionen und Akteur:innen der Kinder- und Jugendarbeit ein. Denn sie wissen am 
besten, was sie für ihre Spiel- und Freizeit brauchen.
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8.Kultur
Die  Kulturstätten  Charlottenburg-Wilmersdorfs  genießen zurecht  ein  hohes  Ansehen. 
Deutsche Oper,  Schaubühne, C/O Berlin,  Literaturhaus, Zoopalast und Universität der 
Künste stehen für eine traditionsreiche und lebendige Kulturlandschaft von Weltrang. 
Doch  selbst  diese  etablierten  Institutionen  sind  durch  die  jüngsten  Kürzungen  zu 
Preiserhöhungen gezwungen worden; die freie Szene sowie kleine und ehrenamtliche 
Träger kämpfen ums Überleben. Diesen Entwicklungen stellen wir uns entgegen. Für uns 
sind Kulturorte kein Luxusgut, sondern dringend notwendige öffentliche Infrastruktur. Von 
bezahlbaren Proberäumen für junge Bands bis zu Lesestunden für Kleinkinder: Jedes 
Kulturangebot bietet eine Möglichkeit  für Begegnungen, Weiterbildung und gesunden 
Ausdruck von Gefühlen. Deswegen setzen wir uns für ein breit gefördertes kulturelles 
Angebot ein, das im gesamten Bezirk verankert ist und für alle Menschen zugänglich ist, 
unabhängig  von  Einkommen,  Herkunft  oder  Behinderung.  Gleichzeitig  verdienen  die 
Kulturschaffenden  unseres  Bezirks  verlässlichere  Arbeitsbedingungen,  vereinfachte 
Genehmigungsprozesse und Schutz vor politischem Druck und Zensur. Wir unterstützen 
das Bündnis #BerlinIstKultur im Kampf gegen die Kürzungen im Kulturfond und setzen uns 
auf der Bezirksebene für eine bunte, innovative, diverse Kulturlandschaft ein.

Kulturräume sichern
Die größte Existenzhürde für selbstorganisierte Theater-, Tanz- und Musikgruppen sowie 
viele selbständige Künstler:innen ist  der Mangel an bezahlbaren Ateliers,  Proben- und 
Veranstaltungsräumen. Wir verlangen, dass Kulturräume dauerhaft und niedrigschwellig 
bereit  gestellt  werden.  Leerstehende und zum Teil  ungenutzte bezirkliche Immobilien 
müssen systematisch erfasst und der kulturellen und sozialen Nutzung zur Verfügung 
gestellt  werden.  In  der  Quartiersentwicklung  soll  es  eine  verbindliche  Quote  an 
neugebauten  Kulturräumen geben.  Zudem  soll  die  Zwischennutzung von  zeitweise 
leerstehenden Räumen ermöglicht und unterstützt werden. Bei allen Maßnahmen müssen 
Regionen  mit  geringer  kultureller  Infrastruktur,  z. B.  Charlottenburg-Nord,  bevorzugt 
werden.

Kulturförderung existenzsichernd gestalten
Die Finanzierung der Kultur fließt überwiegend in kurzfristige Projekte, während es an 
struktureller Absicherung fehlt. Durch steigende Kosten sind bestehende Angebote akut 
bedroht und Mindesthonorare kaum einzuhalten. Arbeit im Kulturbetrieb muss zum Leben 
ausreichen!  Wir  wollen  verlässliche Arbeitsbedingungen auch für  die  freie  Szene und 
unabhängige  Träger  und  soziokulturelle  Arbeit  als  Teil  öffentlicher  Daseinsvorsorge 
stärken. Auf bezirklicher Ebene fordern wir daher mehrjährige Förderansätze, transparente 
Vergabekriterien  und  Beratungsangebote  für  Kulturschaffende.  Bei  der  Vergabe  von 
Fördermitteln sollen soziale,  teilhabeorientierte Projekte besonders unterstützt werden, 
etwa  Projekte  von  Minderheitsgruppen  oder  pädagogische  Projekte  mit  Fokus  auf 



49

Diversität und Integration. Im Senat setzen wir uns für eine Aufstockung und Verstetigung 
der Bezirkskulturfonds und die Absicherung von Mindesthonoraren ein.

Kultur als demokratische Infrastruktur fördern
Kulturelle  Beteiligung  gibt  uns  allen  die  Möglichkeit,  politische  und  persönliche 
Beweggründe zu verarbeiten und mit anderen zu teilen – oft über zwischenmenschliche 
Barrieren hinweg. Ein breites Spektrum an lokalen Kunstangeboten, von Kino und Theater 
bis Photographie- oder Schreibkursen muss verfügbar sein, um allen gesellschaftlichen 
Gruppen diese wichtige Quelle erfüllender Freizeitbeschäftigung anzubieten. In den Zeiten 
zunehmenden digitalen Einsamkeit ist ein zugängliches, preiswertes kulturelles Angebot 
ein wichtiges Gegengewicht zur Isolierung und Radikalisierung. Deswegen betrachten wir 
ein diverses Angebot an Kulturräumen aller Art als einen wichtigen Baustein für die Bildung 
und Ausübung des Demokratie. Leider wird die Kunstfreiheit zunehmend geleugnet und die 
Kulturorte  zur  Zielscheibe  rechter  Angriffe,  was  zu  Verunsicherung,  Selbstzensur  und 
Projektabbrüchen führt. Kultur darf provozieren, hinterfragen und politische Botschaften 
senden!  Wir  setzen  uns  auch  auf  Bezirksebene  für  eine  klare  Rückendeckung  für 
Kulturakteure und eine von Inhalten unabhängige Förderung ein.

Verwaltung kulturfreundlich gestalten
Komplexe  Genehmigungsverfahren,  Verantwortungsverschiebung  und  lange 
Bearbeitungszeiten  erschweren  und  verhindern  kulturelle  Arbeit.  Wir  wollen  eine 
Verwaltung,  die  kulturelle  Arbeit  ermöglicht  und  fördert.  Dazu  soll  eine  zentrale 
Ansprechstelle für Kulturveranstaltungen mit klaren Zuständigkeiten und transparenten 
Abläufen geschaffen werden. Standardisierte, digitale Verfahren vereinfachen die Planung 
von  wiederkehrenden  Kulturformaten.  Sommerfeste,  Nachbarschaftsfeste  und  andere 
kulturelle Veranstaltungen auf öffentlichen Plätzen sollen ausdrücklich ermutigt werden 
und mit eindeutigen Genehmigungsverfahren auch für kleinere Initiativen organisierbar 
sein.

Erinnerungskultur pflegen
Charlottenburg-Wilmersdorf verfügt über eine hohe Dichte historisch bedeutsamer Orte 
nationalsozialistischer Verfolgung, des Widerstands und Exils; auch die Nachkriegs- und 
Teilungsgeschichte ist bis heute sichtbar. Die Erinnerungskultur lässt uns die Nähe der 
Geschichte  und  die  allgegenwärtige  Präsenz  der  faschistischen  Vergangenheit 
Deutschlands spüren. Doch in dieser zunehmend geschichtsrevisionistischen Zeit werden 
Denkmäler und Stolpersteine vermehrt beschmiert oder beschädigt. Wir setzen uns für eine 
verlässliche Instandhaltung und Sanierung von Denkmälern sowie die Dokumentierung und 
Verfolgung von Vorfällen ein. Die Stolperstein-Initiative soll in der Pflege und im Ausbau 
von Stolpersteinen im Bezirk unterstützt werden. Parallel  dazu fordern wir neue, auch 
digitale  Erinnerungsarbeit  um  alle  Bevölkerungsgruppen  zu  erreichen.  So  könnten 
beispielsweise Technologien der Erweiterten Realität (augmented reality) heutige Orte mit 
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Bild- und Audiomaterial aus der Vergangenheit wirkungsvoll erweitern. Wir wollen auch 
migrantische und marginalisierte Communities dabei unterstützen, Denkmäler, Infotafeln 
und Veranstaltungen zu planen, die ihre Geschichte in unserem Bezirk verankern. 

Koloniales Denken überwinden
Die Figuren der Kolonialgeschichte in unserem Alltag müssen kritisch betrachtet werden. 
Auf unseren Antrag hin wurde 2022 die Wissmannstraße in Grunewald endlich umbenannt, 
jetzt würdigt sie mit dem Namen Baraschstraße das deportierte jüdische Paar Barasch. 
Auch in der Zukunft bleiben wir im Austausch mit Initiativen wie “Decolonize Berlin” um eine 
bewusste Auseinandersetzung mit kolonial und antisemitisch belasteten Straßennamen 
und Denkmälern voranzutreiben.

Stadtteilbibliotheken ausbauen
Bibliotheken sind Bildungs- und Kulturorte für alle. Sie ermöglichen nicht nur kostenlosen 
Zugang  zu  Literatur  und  anderen  Medien,  sondern  dienen  auch  als  konsumfreie 
Aufenthalts-  und  Begegnungsorte  und  bieten  zahlreiche  Veranstaltungen  an  –  von 
Computerkursen bis Lesestunden. Der 2020 beschlossene  Bibliotheksentwicklungsplan 
muss umgesetzt  und erweitert  werden.  Der Bibliotheksbestand muss thematisch breit 
aufgestellt sein und diverse Formate inklusive digitale Medien, E-Books und Audiobücher 
umfassen.  Wir  wollen auch die Angebote in Richtung einer „Bibliothek der Dinge“  zur 
Ausleihe  von  Spielen,  Gebrauchsgegenständen  und  Werkzeugen  erweitern.  Die 
Mindeststandards von  zwei  Euro  Medienetat  pro  Einwohner:in,  ein:e 
Bibliotheksmitarbeiter:in in Vollzeit pro 3.000 Einwohner:innen und 20.600 m² Gesamt-
Bibliotheksfläche im Bezirk müssen eingehalten werden. Beim Ausbau von Bibliotheken und 
ihres Bestands sollen  soziale Brennpunkte bevorzugt werden. Öffentliche Bibliotheken 
müssen selbstverständlich  in  allen  Kiezen  barrierefrei,  inklusiv  und kostenfrei für  alle 
zugänglich bleiben.

Kein KI-Design in der Bezirksverwaltung
Generative  Künstliche  Intelligenz  (KI)  ist  problematisch  nicht  nur  aus 
Umweltschutzgründen,  sondern  basiert  auf  systematischer  Urheberrechtsverletzung: 
Millionen von Kunstwerken, Designs und Texten fließen ohne Zustimmung oder Vergütung 
von Autor:innen in die Modelle ein. Künstliche Intelligenz hat ihren Platz in einer modernen 
Gesellschaft, darf aber nicht die Grundlage ihrer Existenz zerstören: Kreative menschliche 
Arbeit,  die  neue  Denkweisen  eröffnet.  Wir  wollen  uns  zu  einer  kulturbewussten 
Bezirksverwaltung bekennen, die auf generative KI  verzichtet und für das Design von 
Logos,  Posters,  Websites,  Video-  und  Audiomaterial  nach  bedarf  Künstler:innen  und 
Designer:innen beschäftigt.
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Street-Art an geeigneten Stellen ermöglichen
Die Graffiti-  und Street-Art-Szene macht den Alltag in unserer Stadt bunter.  Kunst im 
öffentlichen Raum soll als kreativer Ausdruck anerkannt statt kriminalisiert werden. Der 
gesamte Bezirk Charlottenburg-Wilmersorf verfügt nur über eine öffentliche und legale 
Graffiti-Wand am Westhafenkanal. Wir setzen uns dafür ein, viel mehr geeignete Flächen 
an Brücken oder öffentlichen Wänden legal für künstlerische Gestaltung bereitzustellen. 
Street-Art  Spaziergänge  und Projekte  für  Jugendliche können  diese  Zielgruppe  für 
künstlerische Auseinandersetzung mit urbanem Raum begeistern.

Musik- und Volkshochschulen fördern
Bildung  und  Kultur  kennen  kein  Alter  und  bringen  uns  als  Gesellschaft  weiter.  Die 
Volkshochschule  City  West  bereichert  unseres  Bezirk  mit  einem  breite  Angebot  an 
Bildungs- und Freizeitprogrammen sowie Sprachförderung und Grundbildung. Wir wollen 
das fest angestellte Personal weiter aufstocken, um die Arbeitsverhältnisse zu verbessern 
und die Qualität der Angebote und den Zugang dazu zu sichern. Die Finanzierung von 
Volkshochschulen muss fest verankert statt ständig bedroht werden, besonders im Bereich 
Integration und Spracherwerb; wir kämpfen auf Bundesebene entschlossen für den Erhalt 
und die Erweiterung des Angebots. Der Erhalt der Musikschule City West muss gesichert 
werden;  wir  kämpfen  gegen  Kürzungen  in  der  Musikausbildung  und  verlangen  fest 
angestelltes Personal mit Tarifverträgen.
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9.Finanzen, Beteiligung, Verwaltung und 
Digitalisierung

Die  Realität  in  Charlottenburg-Wilmersdorf  ist  geprägt  vom  harten  Sparzwang  des 
schwarz-roten Senats. Das aktuelle Haushaltssystem ist perfide: Es belohnt Bezirke, die 
bei sozialen Leistungen kürzen, und bestraft jene, die in die öffentliche Daseinsfürsorge 
investieren.  In  unseren  Ämtern  fehlen  hunderte  Stellen,  in  der  Wohngeldstelle,  der 
Kitagutscheinstelle,  bei  der  Verfolgung  von  Mietwucher  oder  in  der 
Grünflächenunterhaltung.  Gleichzeitig  ersticken  freie  Träger  in  bürokratischen 
Zuwendungsverfahren und haben keine Sicherheit bei der Finanzierung von Personal und 
Projekten. Wir wollen den Fachkräftemangel im öffentlichen Dienst bekämpfen und im 
Zuwendungsrecht  die  bürokratischen  Hürden  abbauen.  Der  weiteren  Privatisierung 
öffentlicher Aufgaben werden wir einen Riegel vorschieben. Wir wollen die Verwaltung ins 
21. Jahrhundert holen und für die Herausforderungen unserer Zeit wappnen. Dafür werden 
wir sie digitaler, inklusiver und krisenfest gestalten.

Demokratie lebt nicht nur von Wahlen alle fünf Jahre, sondern erfordert die Möglichkeit 
von echter Mitbestimmung. Diese findet vor Ort statt: in den Kiezen, auf den Spielplätzen 
und  in  den  Nachbarschaftshäusern.  Zwischen  2016  und  2021  hat  die  Linksfraktion 
bewiesen,  dass  Schritte  zu  einem partizipativen  Bezirk  möglich  sind.  Durch  unseren 
Einsatz wurden Beteiligungsstrukturen geschaffen und in Folge bezirkliche Leitlinien für 
Beteiligung verankert sowie niedrigschwellige Beteiligungsformate wie „Kieze,  Kioske, 
Kompetenzen“ (KiKiKo) eingeführt. Ebenso bewirkten wir die Eröffnung des ersten Kinder- 
und Jugendbüros.

Die gegenwärtige Verwaltung betrachtet Beteiligung zu oft noch als „Ballast“. Wir stehen 
für eine Beteiligung als Selbstverständlichkeit. Insbesondere für junge Menschen müssen 
Beteiligungsstrukturen gestärkt werden, damit sie ihre Zukunft mitgestalten können. Aber 
auch bei Bau- und Verkehrsprojekten müssen Anwohner:innen an allen Schritten beteiligt 
werden. Wir fordern einen Kulturwandel in der Verwaltung: Beteiligung muss die Brücke 
zwischen Politik und Kiez sein. Unser Ziel ist die Teilhabe für alle Menschen, unabhängig 
von Herkunft, Alter, Einkommen oder Identität.

Finanzierung bezirklicher Aufgaben
Der  Sparkurs  des  Senats  sorgt  für  knappe  Kassen  in  den  Bezirken.  Die 
Gestaltungsspielräume  sind  so  knapp  wie  nie.  Wir  fordern  ein  bezirksübergreifendes 
Bündnis  gegen  den  Kürzungskurs,  um  eine  bedarfsgerechte  Finanzierung  durch 
gerechtere  Verteilung  der  Landesgelder  bei  den  Haushaltsverhandlungen  2028/2029 
durchzusetzen. Wer Aufgaben durch Land oder Bund übertragen bekommt, muss auch die 
Mittel dafür erhalten (Konnexitätsprinzip; also:  Wer bestellt,  bezahlt.). Wir fordern eine 
stabile,  planungssichere  Regelfinanzierung,  bei  der  die  Bezirksgelder  nicht  den 
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willkürlichen Sparmaßnahmen zum Opfer fallen. Die Bezirke müssen in der Lage sein, ihre 
eigenen Vorhaben auch langfristig umsetzen zu können.

Privatisierungen  des  öffentlichen  Raums  oder  öffentlicher  Aufgaben,  wie  wir  sie  bei 
Projekten wie „Urban Space“ sehen, erteilen wir eine klare Absage.

Zuwendungen an Träger sichern
Immer wieder warten freie Träger teils monatelang auf die beantragten Zuwendungen beim 
Bezirk. Projekte können mangels Finanzierung nicht begonnen, teilweise Personal nicht 
finanziert werden. Freien Trägern wird jedes Jahr ein hoher bürokratischer Aufwand mit 
der  Beantragung und Abrechnung von Geldern  zugemutet.  Dadurch  fehlt  Zeit  für  die 
eigentliche soziale Arbeit der Träger. 

Wir wollen, dass das Bezirksamt die Auszahlung von Zuwendungen an freie Träger so 
vorbereitet, dass Gelder nahtlos gezahlt werden und keine Finanzierungslücken entstehen. 
In  einer  überbezirklichen  Initiative  setzen  wir  uns  für  eine  Vereinfachung  des 
Zuwendungsrechts  ein, mit dem Ziel,  Bürokratie abzubauen und eine bedarfsgerechte 
Finanzierungssicherheit  herzustellen.  Gleichzeitig  muss die  Zusammenarbeit  mit  freien 
Trägern auf ein neues Fundament gestellt werden. Wir fordern vom Land die Einführung 
einer institutionellen Förderung für langfristige Projekte, um den jährlichen „Papierkrieg“ 
zu beenden und soziale Arbeit abzusichern. 

Kiezkassen und Bürger:innenhaushalt
In  Charlottenburg-Wilmersdorf  können  Bewohner:innen  kaum  Vorschläge  für  die 
Verwendung bezirklicher Finanzmittel einbringen oder darüber abstimmen. Andere Bezirke 
wie Marzahn-Hellersdorf oder Lichtenberg zeigen schon lange, dass das nicht so sein 
muss. 

Wir  wollen  durch  direkte  Demokratie  die  Bürger:innen  verbindlich  an  Entscheidungen 
teilhaben  lassen:  In  einem  ersten  Schritt  durch  die  Einführung  von Kiezkassen  für 
nachbarschaftliche Projekte wie Sitzbänke und Pflanzaktionen und langfristig durch einen 
Bezirkshaushalt von und für Bürger:innen. Transparenz über Einnahmen und Ausgaben 
des  Bezirks  ist  für  uns  die  Voraussetzung  für  verbindliche  Mitentscheidungsrechte. 
Mitbestimmung ist unkürzbar! Deshalb fordern wir ein festes Budget für die Kiezkassen, 
das  vor  den  Kürzungen  geschützt  ist.  Außerdem  fordern  wir  den  Ausbau  von 
Personalstellen  im  „Raum  für  Beteiligung“  und  neben  Stadtteilzentren  und 
Nachbarschaftshäusern  auch  mobile  Anlaufstellen,  die  Informationen  direkt  zu  den 
Menschen bringen.

Kinder- und Jugendbüro
Ein Erfolg der Linksfraktion war die Eröffnung eines Kinder- und Jugendbüros im Bezirk. 
Dadurch rückten die Wünsche von Kindern und Jugendlichen mehr in den Mittelpunkt. 
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Wegen  der  massiven  Kürzungen  wurden  die  Stellen  wieder  gestrichen.  Die  Folge: 
Charlottenburg-Wilmersdorf war der einzige Bezirk, der 2025 keine U16-Wahl durchführte.

Wir  setzen  uns  dafür  ein,  dass  die  Wünsche  von  Kindern,  Jugendlichen  und  jungen 
Erwachsenen unabhängig von sozialer Herkunft bei politischen Entscheidungen nicht zu 
kurz  kommen.  Dafür  fordern  wir  im  Bezirk  die  Wiedereinrichtung  eines  Kinder-  und 
Jugendbüros mit Sozialpädagog:innen. Nur so können Bedürfnisse junger Menschen, wie 
sie beim Erfolgsprojekt des Kinder- und Jugendparlaments (KJP) am „Zauberspielplatz“ 
sichtbar wurden, noch öfter Realität werden. Wir wollen die Beteiligung von Kindern und 
Jugendlichen bei  Beteiligungsverfahren der Stadtentwicklung und zur Aufwertung des 
öffentlichen Raums verankern.

Sozialraumorientierte Planungskoordination
Der Zuschnitt der Ämter verfehlt die vielfältigen Perspektiven der lokalen Akteur:innen in 
Politik  und  Zivilgesellschaft.  Wir  fordern  eine  Verstetigung  der  sogenannten 
Sozialraumorientierten  Planungskoordination (SPK),  durch  die  nachbarschaftliche 
Akteur:innen  in  Fragen  der  Stadtentwicklung  miteinbezogen  werden.  Sie  muss  als 
Scharnier zwischen Bezirksamt und lokaler Zivilgesellschaft fungieren, um eine soziale 
Infrastruktur, von der Kita bis zur Wohnraumversorgung, nachhaltig und bedarfsgerecht zu 
planen. Dazu setzen wir uns für eine personelle und finanzielle Stärkung der SPK ein.

Personalmangel bekämpfen und Mitarbeiter:innen qualifizieren
Der Personalmangel in der Bezirksverwaltung betrifft alle Bereiche und hunderte Stellen: 
Vom  IT-Support,  über  das  Wohnungsamt  bis  zu  dutzenden  Stellen  im  Jugendamt. 
Weiterbildungsangebote und Prämien für  Mitarbeiter:innen wurden gestrichen.  Für  ein 
funktionierendes Bezirksamt ist ausreichendes Personal aber notwendig. 

Der öffentliche Dienst kann ein attraktiver Arbeitgeber mit guten Arbeitsbedingungen und 
Qualifizierungsmöglichkeiten sein. Dafür fordern wir einen Muster-Stellenplan für unseren 
Bezirk,  der  den  realen  Bedarf  aller  Abteilungen  und  Ämter  und  dessen  Finanzierung 
ermittelt. Durch die Rückkehr von Weiterbildungsangeboten, die Zahlung von Prämien und 
die strukturelle Verankerung von Beauftragten wie für gute Arbeit, gegen Antisemitismus 
und  für  queeres  Leben (LSBTIQ+)  kann  der  öffentliche  Dienst  zu  einem  attraktiven 
Arbeitgeber werden.

Digitalisierung
Viele Verfahren und Anträge im Bürger:innenamt sind zu kompliziert und unverständlich 
und  dauern  Monate.  Wir  fordern  einen  Ausbau  der  digitalen  Antragstellung  bei 
gleichzeitiger Gewährleistung  persönlicher  Beratung.  Dazu  wollen  wir  die 
Bezirksverwaltung mit moderner Hard- und Software ausstatten, ohne dabei auf die Geräte 
und  Programme  der  Tech-Giganten  zu  setzen.  Wir  fordern  eine  mehrsprachige 
Verwaltung, die mithilfe von KI-Übersetzung die Teilhabe aller Bürger:innen ermöglicht. 
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Digitale Anträge sollen die analogen dabei ergänzen und nicht ersetzen. Wir stehen für ein 
„Recht  auf  offline“:  Wer  will,  kann  immer  den  Papierweg  nehmen. Wir  wollen  eine 
reibungslose, niedrigschwellige und einheitliche digitale Verwaltung, wofür die bezirklichen 
und berlinweiten Einrichtungen enger zusammenarbeiten müssen. Um den Zugang zur 
digitalen  Verwaltung  für  alle  zu  gewährleisten,  fordern  wir  den  Ausbau  von  PC-
Arbeitsplätzen an öffentlichen Orten wie Bibliotheken. Per App soll allen Zugezogenen und 
Zugewanderten ein verständlicher Überblick  über Angebote und Leistungen des Bezirks 
erklären.  Modell  hierfür  ist  die  sogenannte  „Integreat-App“,  die  den  Zugang  zu 
Sprachkursen  oder  Themen  wie  Arbeits-und  Wohnungssuche  und  soziale  Teilhabe 
ermöglicht.

Diversität und Inklusion in der Verwaltung
Obwohl das Bezirksamt Charlottenburg-Wilmersdorf einen Beschluss zur interkulturellen 
Öffnung der  Verwaltung (IKÖ) gefasst  hat,  sind wir  von der  Ziellinie  weit  entfernt:  In 
Charlottenburg-Wilmersdorf haben 40 % der Bewohner:innen einen Migrationshintergrund 
- aber nur 25 % des Verwaltungspersonals. Doch in der öffentlichen Verwaltung unseres 
Bezirks muss sich die Diversität unserer Gesellschaft widerspiegeln, damit die Sorgen und 
Bedürfnisse verschiedener Menschengruppen gleiche Berücksichtigung finden. Das geht 
nur, wenn unser Bezirksamt attraktiver für migrantische Bewerber:innen wird. Unabhängig 
von  Hintergrund  muss  das  gesamte  Personal  geschult  werden,  rassistische  und 
diskriminierende Denkstrukturen zu erkennen und sich mit ihnen auseinanderzusetzen. Die 
Verwaltung muss im Kontakt mit den Bürger:innen Angebote in mehreren Sprachen und in 
leichter Sprache bereithalten.

Auch  Menschen  mit  Behinderungen benötigen  Repräsentation  in  der  Verwaltung  und 
Vertretung ihrer Interesse. Inklusionsbedarfe müssen durch ein systematisches Monitoring 
ermittelt  und  Barrieren  in  allen  bezirklichen  Liegenschaften  sowie  am  Arbeitsplatz 
konsequent  abgebaut  werden.  Der  Bezirk  unterstützt  den  Behindertenbeirat  und  die 
Schwerbehindertenvertretung bei der Bedarfsermittlung.

Sicherheit in der Krise und Katastrophenschutz
Land und Bezirke sind nicht auf Krisen und Katastrophen vorbereitet, obwohl Kai Wegner 
bei der Wahl 2023 eine „funktionierende Stadt“ versprochen hat; das zeigt der Stromausfall 
in Steglitz-Zehlendorf Anfang 2026. Insbesondere für kranke und ältere Menschen besteht 
kein  ausreichender  Schutz.  Wir  sorgen  für  ein krisenresilientes  Charlottenburg-
Wilmersdorf  mit öffentlich  zugänglichen  Informationen (analog  und  digital)  über 
Anlaufstellen und Schutzräume für alle Bürger:innen. In enger Zusammenarbeit mit dem 
Senat  müssen  zuverlässige Notfallkonzepte erarbeitet  werden.  Wir  fordern  eine 
krisensichere  Infrastruktur:  Kiezboxen  sollen  auch  im  Fall  eines  Stromausfalls  die 
Kommunikation sicherstellen. 
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Der  Zentrale  Omnibusbahnhof  (ZOB)  in  Westend  ist  einer  der  wichtigsten 
Fernverkehrsknoten in Berlin. Nach dem russischen Angriff auf die Ukraine im Frühjahr 
2022 war der ZOB für viele Geflüchtete der erste Ankunftsort in Deutschland, doch die 
Versorgungs-  und  Informationsangebote  für  Geflüchtete  waren  monatelang  nur  von 
ehrenamtlichen,  selbstorganisierten  Strukturen  getragen;  offizielle  Koordinationspläne 
waren nicht vorhanden. Für den Fall einer erneuten Flüchtlingsversorgungskrise braucht 
der  Bezirk  in  Koordination  mit  dem  Senat  dringend  einen  breit  aufgestellten 
Flüchtlingsversorgungsplan,  inklusive  Planung  von  Sprachmittlung,  Transport, 
Notunterkünften,  Telekommunikation,  Spendenkoordination  und  Versorgung  von 
besonders  gefährdeten  Gruppen  (z.  B.  Kinder  ohne  Begleitung,  Menschen  mit 
Behinderung).  Die  ehrenamtlichen  Strukturen,  die  die  Versorgung  in  2022  organisiert 
haben, sollen in die Planung eingebunden werden.


